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Bericht der Geschäftsführung 

 April 2016 

Sehr geehrte Anlegerinnen, sehr geehrte Anleger, 

der vorliegende Jahresbericht informiert Sie umfassend über die Entwicklung Ihres Fonds Sparkasse Hanau 
Grimmfonds für den Zeitraum vom 1. April 2015 bis zum 31. März 2016. 

Die Kapitalmärkte präsentierten sich in den vergangenen zwölf Monaten sehr schwankungsanfällig. Unge-
achtet zahlreicher geopolitischer Belastungsfaktoren bestimmten bis Mitte April an den Aktienmärkten 
Kurssteigerungen und zum Teil neue Rekordstände das Bild. Im weiteren Verlauf sorgten u.a. die Griechen-
landkrise, die enttäuschende Entwicklung in den Schwellenländern sowie seit dem Sommer die konjunktu-
relle Abschwächung in China für erhöhten Abwärtsdruck. Zugleich setzte sich die Baisse an den Öl- und 
Rohstoffbörsen zunächst unvermindert fort. Darüber hinaus warf die im Dezember vollzogene Zinswende 
in den USA ihren Schatten voraus und trübte zeitweilig das Marktumfeld. Im März beschloss die Europäi-
sche Zentralbank, den Leitzins auf Null zu setzen und das Anleiheankaufprogramm aufzustocken, um die 
Preissteigerung im Euroraum anzukurbeln und die Bedingungen für Wirtschaftswachstum zu verbessern.  

An den Rentenmärkten stiegen die Renditen von Mitte April bis Ende Juni stark an. In der Folge bildete sich 
eine Seitwärtsbewegung aus, die erst in den letzten Monaten im Zuge des Aktienmarkteinbruchs von er-
neut massiv nachgebenden Renditen abgelöst wurde. Zum Ende des Berichtszeitraums rentierten 10-
jährige Bundesanleihen nur noch mit 0,2 Prozent, in den USA lag die Rendite laufzeitgleicher US-Treasuries 
bei 1,8 Prozent. 

Die meisten Aktienmärkte tendierten anfangs noch freundlich, so erreichten verschiedene Indizes im April 
noch historische Höchststände. Negative Nachrichten aus China und den Schwellenländern leiteten ab 
Ende Juni eine signifikante Stimmungsabkühlung ein. Nach einer Erholungsphase im Spätherbst folgte auf 
einen schwachen Dezember ein noch schwächerer Jahresauftakt, sodass für nahezu alle Aktienbörsen 
Verluste zu konstatieren waren. Erst zum Ende des Berichtsjahres beruhigten sich die Aktienmärkte und es 
überwogen wieder steigende Notierungen. 

In diesem Marktumfeld verzeichnete Ihr Fonds Sparkasse Hanau Grimmfonds im Berichtszeitraum eine 
Wertentwicklung von minus 4,4 Prozent.  

Ferner möchten wir Sie darauf hinweisen, dass Änderungen der Vertragsbedingungen des Sondervermö-
gens sowie sonstige wichtige Informationen an die Anteilinhaber im Internet unter www.deka.de bekannt 
gemacht werden. Darüber hinaus finden Sie dort ein weitergehendes Informations-Angebot rund um das 
Thema „Investmentfonds“ sowie monatlich aktuelle Zahlen und Fakten zu Ihren Fonds. 

Mit freundlichen Grüßen 

Deka Investment GmbH 
Die Geschäftsführung 

 

 

Victor Moftakhar  
(Vorsitzender) 

Frank Hagenstein Thomas Ketter 

 

Dr. Ulrich Neugebauer Thomas Schneider  
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Licht und Schatten an den Märkten 

Die vergangenen zwölf Monate bereiteten den 
Investoren ein Wechselbad der Gefühle. Auf stei-
gende Aktienmärkte folgten jähe Einbrüche mit 
anschließenden Erholungsphasen. Die Mehrzahl 
der Aktienbörsen landete im Stichtagsvergleich 
im Minusbereich. Analog waren an den Anleihe-
märkten in den USA und Euroland zunächst re-
kordniedrige Renditeniveaus zu konstatieren, auf 
die im weiteren Verlauf eine abrupte Gegenbewe-
gung folgte. Der Betrachtungszeitraum war insge-
samt geprägt von einer signifikanten Schwan-
kungsbreite im Spannungsfeld geldpolitischer 
und geopolitischer Herausforderungen. 

Die weltwirtschaftliche Erholung erfuhr wieder-
holt Beeinträchtigungen. Unter anderem die Dis-
kussionen um einen sog. „Grexit“ bildeten in der 
ersten Jahreshälfte 2015 einen zentralen Belas-
tungsfaktor. Die Bank für Internationalen Zah-
lungsausgleich (BIZ) wie auch der Internationale 
Währungsfonds (IWF) warnten angesichts der 
anhaltenden Liquiditätsschwemme durch die 
Notenbanken eindringlich vor Übertreibungen an 
den Finanzmärkten, die einer gesunden Wirt-
schaftsentwicklung entgegenständen. Diese 
Prognosen bewahrheiteten sich insofern, als im 
Sommer zuerst der chinesische und anschließend 
die Aktienmärkte weltweit signifikant korrigierten. 
Im Oktober kehrte etwas Ruhe an den Märkten ein. 
Die Befürchtung, dass es zu einer Verschärfung der 

Krise in den aufstrebenden Volkswirtschaften kom-
men würde, klang ab, als sich die Aktien- und Devi-
senmärkte Chinas – das „Epizentrum“ der Turbulen-
zen – stabilisierten. Im Zuge der Aufhellung der 
Marktstimmung verzeichneten die Aktienmärkte im 
Oktober und November eine rasante Erholung, die 
sich ex post jedoch abermals als kurzlebige Markt-
reaktion entpuppte: Von Dezember bis Mitte Febru-
ar ging es an den Aktienbörsen steil bergab. In den 
letzten beiden Februarwochen setzte dann wieder 
eine spürbare Erholungstendenz ein, die sich bis 
zum Stichtag fortsetzte.  

Die Anleger konzentrierten sich bei ihrer Bewer-
tung der weltweiten Wirtschaftsaussichten in zu-
nehmendem Maße auch auf die unübersehbaren 
Schwächen in den aufstrebenden Schwellenlän-
dern. Neben den zahlreichen geopolitischen Kri-
senherden sorgten so die Marktverwerfungen bei 
Währungen und Rohstoffen für Turbulenzen. Der 
rasante Ölpreisverfall setzte sich – nach einer 
temporären Erholungsphase – bis Januar unver-
mindert fort. Erst ab März begann sich eine gewis-
se Erholungsbewegung abzuzeichnen. Niedrige 
Rohstoffnotierungen erodierten die Einnahmen 
sowie das Wachstumspotenzial wichtiger Schwel-
lenländer und setzten Unternehmen des Rohstoff- 
sowie des Energiesektors, die zudem häufig hoch 
in US-Dollar verschuldet sind, massiv unter Druck.  

Wesentlich beigetragen zur Stimmungseintrübung 
hat die nachlassende Konjunkturdynamik in China. 
Im Reich der Mitte verbuchte der Aktienmarkt im 
Betrachtungszeitraum trotz massiver staatlicher 
Interventionen ein deutliches Minus. Auch in Brasili-
en verfestigte sich das Bild einer sich verschärfenden 
Regierungskrise und einer strukturellen Wachstums-
schwäche. Das Land steckt derzeit in der tiefsten 
Rezession seit 25 Jahren. Zusätzlich stellt der niedri-
ge Ölpreis einen nicht zu unterschätzenden Hemm-
schuh für das rohstoffabhängige Land dar. 

Im Betrachtungszeitraum hat die geldpolitische 
Divergenz zwischen den USA und Europa an Kon-
tur gewonnen. Während die US-Notenbank (Fed) 
im Dezember den ersten behutsamen Schritt auf 
den Weg hin zur geldpolitischen Normalisierung 
vollzogen hat, brachte im März die Europäische 
Zentralbank (EZB) vor dem Hintergrund äußerst 
niedriger Teuerungsraten und verhaltener Wirt-

Entwicklung der Kapitalmärkte  

Nominaler Notenbankzins Euroland vs. USA 

Quelle: Bloomberg 
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schaftsdaten weitere expansive Maßnahmen auf 
den Weg. So setzte die EZB den Leitzins auf null 
und stockte das monatliche Anleiheankaufpro-
gramm auf 80 Milliarden Euro auf.   

Von Seiten der Konjunktur kamen aus Deutschland 
uneinheitliche Signale. Auf der einen Seite standen 
ein starker privater Konsum und eine auf das Niveau 
vor der Finanzkrise reduzierte Schuldenquote des 
Staates. Auf der anderen Seite blieben der schwäche-
re Außenhandel und die rückläufigen Auftragsein-
gänge der Industrie. Dass die Wirtschaft sich in ei-
nem unruhigen Umfeld bewegt, zeigte zuletzt der ifo 
Geschäftsklimaindex. Nach dem dritten Rückgang in 
Folge erholte sich dieser im März überraschend deut-
lich. Die Rahmenbedingungen in Deutschland sind 
insgesamt weiterhin intakt: der Arbeitsmarkt erweist 
sich als robust, Lohnerhöhungen und niedrige Ener-
giepreise stärken den Konsum. Flankiert wird diese 
Entwicklung von einer geringen Inflation sowie nied-
rigen Zinsen.  

Die Wirtschaft in Euroland befindet sich auf mo-
deratem Expansionskurs mit einem breiten Fun-
dament, auch wenn die politischen Belastungs-
faktoren zugenommen haben. Diverse Konflikt-
herde sowie terroristische Akte, ergänzt um die 
Sorgen über einen möglichen „Brexit“, bildeten 
dabei die zentralen Unsicherheitsfaktoren. Des-
sen ungeachtet hellte sich die Stimmung in den 
Unternehmen des Euroraums im März auf. Wäh-
rend bisher vor allem der Konsum als Wachstums-
treiber diente, verzeichneten die Investitionen 
des Staates und der Unternehmen einen immer 
wichtigeren Beitrag zur Konjunkturerholung. Auf 
die anhaltend sehr niedrigen Inflationsraten rea-
gierte die EZB wiederholt mit geldpolitischen 
Lockerungsmaßnahmen. Bislang fehlt allerdings 
die gewünschte Wirkung, nämlich ein Anziehen 
der Inflationsraten in die Zielzone von 2,0 Prozent.  

Im Jahr 2015 nahm das US-Bruttoinlandsprodukt 
um 2,4 Prozent zu. Der unterliegende Wachstum-
strend ist – maßgeblich getragen vom privaten 
Konsum – weiterhin intakt. In der Summe ver-
mittelt die US-Wirtschaft ein robustes Bild, auch 
wenn die Industrie – eingeklemmt zwischen star-
kem US-Dollar und mäßiger Weltkonjunktur – 
noch auf dynamische Wachstumsimpulse wartet. 
Umrahmt wird diese Einschätzung von dem zum 

zweiten Mal in Folge gestiegenen nationalen 
Einkaufsmanagerindex ISM, der zuletzt auf den 
höchsten Stand seit Juli 2015 stieg. Globale Risi-
ken, Finanzmarktirritationen, die Konjunkturab-
kühlung in China und der Ölpreisverfall haben die 
allgemeinen Erwartungen hinsichtlich einer bal-
digen Fortsetzung des Zinserhöhungszyklus in 
den USA allerdings vorerst gedämpft.  

Berg- und Talfahrt an den Aktienbörsen 

Die Aktienmärkte wiesen im Betrachtungszeit-
raum eine hohe Dynamik auf. Die Hoffnung auf 
eine Beschleunigung des Wirtschaftswachstums 
sowie die Thermik billigen Geldes katapultierte 
zahlreiche Indizes im April 2015 auf neue Re-
kordmarken. Die Kombination aus einem überrei-
chen Liquiditätsangebot, rekordniedrigen Zinsen 
und fehlenden Anlagealternativen begünstigte 
den Kapitalzufluss in Aktien.  

Im Sommer versetzten jedoch die konjunkturelle 
Abschwächung und der Ausverkauf in China den 
angespannten Aktienmärkten weltweit einen 
spürbaren Dämpfer. Als die Zentralbank der Volks-
republik Mitte August dann überraschend den 
Renminbi gegenüber dem US-Dollar abwertete, 
kam es zu einer scharfen Reaktion an den Märkten. 
Die chinesischen Börsen brachen trotz staatlicher 
Gegenmaßnahmen ein und zogen die Aktienmärk-

Weltbörsen im Vergleich 

Index: 31.03.2015 = 100 
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te rund um den Globus mit nach unten. Damit 
gerieten auch zahlreiche Währungen, insbeson-
dere in Asien, unter verschärften Abgabedruck.  

Anfang Oktober begann die Einschätzung, dass 
China voraussichtlich doch keine allzu harte kon-
junkturelle Landung droht, ihre Wirkung zu entfalten. 
Im Zuge dessen gingen die Marktteilnehmer dazu 
über, die scheinbar übertriebenen Kurseinbrüche 
der Sommermonate zu relativieren. Vor diesem 
Hintergrund waren an den globalen Aktienbörsen im 
Oktober und November beachtliche Kurssteigerun-
gen zu konstatieren. Anfang Dezember zeigten sich 
die Anleger jedoch trotz der erweiterten geldpoliti-
schen Maßnahmen der EZB nachhaltig enttäuscht 
und stießen in großem Stil Aktien ab. In der Folge 
registrierten die international bedeutenden Börsen-
plätze Kursverluste, vor allem nach dem Jahres-
wechsel ging es nochmals merklich bergab.  In den 
letzten beiden Februarwochen wurden die gesunke-
nen Kursniveaus wieder verstärkt als Kaufgelegen-
heiten genutzt. Dieser Trend setzte sich auch im 
März weiter fort.  

Auf US-Dollar-Basis verzeichneten auf Jahressicht 
sowohl der Nasdaq Composite (minus 0,6 Prozent) 
als auch der marktbreitere S&P 500 (minus 0,4 Pro-
zent) nur geringfügige Kursverluste. In Euroland 
fielen dagegen die Kursrückgänge sehr deutlich 
aus. Der auf Euroland fokussierte EURO STOXX 50 
verbuchte ein Minus von 18,7 Prozent. Deutsche 
Standardwerte landeten – gemessen am DAX – mit 
minus 16,7 Prozent auf einem ähnlich enttäu-
schenden Niveau. Unter Branchengesichtspunkten 
registrierten im breit gefächerten STOXX Europe 
600 nur die Sektoren Reise & Freizeit sowie Bauwe-
sen eine positive Entwicklung. Weit abgeschlagen 
bildete dagegen der Sektor Banken mit minus 35,7 
Prozent das Schlusslicht. In Asien verzeichnete der 
japanische Nikkei 225 Index ein Minus von 
12,8 Prozent. Der Hang Seng Index (Hongkong) wies 
einen Rückgang um 16,6 Prozent auf. 

Anleihemärkte zwischen Zinswende und Negativ-
zins 

Die Renditen 10-jähriger Bundesanleihen 
schrammten im April 2015 zunächst knapp an der 
Nulllinie vorbei. Im Anschluss schnellten die Rendi-

ten bis Anfang Juni auf knapp 1,0 Prozent nach 
oben, um in der Folge sukzessive bis auf zuletzt 
0,2 Prozent wieder zurückzukommen. 10-jährige 
US-Treasuries rentierten zur Jahreswende noch bei 
2,3 Prozent, mit dem rapiden Kursverfall an den 
Aktienbörsen gaben die Renditen spürbar auf 
1,8 Prozent zum Stichtag nach. Gemessen am 
eb.rexx Government Germany Overall lagen deut-
sche Bundesanleihen auf Jahressicht mit minus 
1,4 Prozent im negativen Bereich. Auch bei Unter-
nehmensanleihen hinterließen die geldpolitischen 
Entscheidungen der EZB deutliche Spuren. Die 
Ankündigung, auch Anleihen von Unternehmen aus 
dem Euroraum zu kaufen, führte zu Kurssteigerun-
gen bei vielen Unternehmensanleihen mit der Folge, 
dass Renditen zum Teil in den negativen Bereich 
gerieten.  

Auf der Währungsseite stieg der Euro gegenüber 

dem US-Dollar auf zuletzt 1,14 US-Dollar an. Der 
Preis für Rohöl ging in den vergangenen zwölf 
Monaten kräftig zurück, nach einem Tiefpunkt bei 
28 US-Dollar im Januar 2016 lag der Barrelpreis 
zum Stichtag wieder bei 40 US-Dollar (Brent). Der 
Goldpreis kletterte vor dem Hintergrund hoher 
Marktvolatilitäten nach einem Tief bei 1.051 US-
Dollar/Feinunze im Dezember 2015 in kürzester 
Zeit auf zuletzt 1.233 US-Dollar.  

Rendite 10-jähriger Staatsanleihen 
USA vs. Euroland 

 
Quelle: Bloomberg 
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Sparkasse Hanau Grimmfonds 

  
Das Anlageziel des Sparkasse-Hanau-Grimmfonds 
ist der mittel- bis langfristige Kapitalzuwachs durch 
ein breit gestreutes Anlageportfolio sowie eine 
positive Entwicklung der Kurse der im Sonderver-
mögen enthaltenen Vermögenswerte. Bei der Inves-
tition des Sondervermögens in die Zielfonds orien-
tiert sich das Fondsmanagement hinsichtlich der 
Auswahl und Gewichtung der Zielfonds an der Ein-
schätzung der Entwicklungschancen einzelner An-
lageklassen. Das Fondsmanagement wählt ein Sor-
timent von Zielfonds und vervielfacht damit die 
Anzahl der verschiedenen Wertpapiere, in die mit-
telbar investiert wird. Auf diese Weise soll die Risi-
kostreuung erhöht und das Spezialistenwissen der 
Zielfondsmanager genutzt werden. Das Fondsma-
nagement kann die Gewichtung der Zielfonds je 
nach Markteinschätzung variieren. Im Grundsatz 
soll ein Portfolio mit circa 30 Prozent Aktienquote 
erzielt werden. Weiterhin können Geschäfte in von 
einem Basiswert abgeleiteten Finanzinstrumenten 
(Derivate) getätigt werden. 

Herausfordernde Auflegungsphase 
Der Fonds wurde am 1. April 2015 aufgelegt und 
kam damit an den Markt kurz bevor eine Vielzahl 
von Aktienindizes neue Höchststände markierte. So 
erreichten u.a. die deutschen Standardwerte – ge-
messen am DAX Performanceindex – am 10. April 
2015 bei knapp 12.375 Indexpunkten ein Alltime-
High. In der Folge dominierten bis Ende September 
kräftige Kursverluste das Bild. In Reaktion auf diese 
Eintrübung des Marktumfelds nahm das Fondsma-
nagement bereits in der Aufbauphase diverse Ver-
änderungen in der Portfoliozusammensetzung vor.  

So tätigte das Fondsmanagement im April eine 
Tauschtransaktion und ersetzte den Zielfonds M&G 
Optimal Income Fund durch M&G Prudent Allocation. 
Die zweite Umschichtung erfolgte Anfang August. 
Das Fondsmanagement ersetzte zu diesem Zeit-
punkt den BHF Flexible Allocation – aufgrund eines 
Fondsmanagerwechsels und der damit verbunde-
nen Unsicherheit – durch Pictet Total Return Diver-
sified Alpha.  

Jahresbericht 01.04.2015 bis 31.03.2016 

Tätigkeitsbericht Seite
Sparkasse Hanau Grimmfonds 

Wichtige Kennzahlen 
Sparkasse Hanau Grimmfonds 

 
01.04.2015 - 
31.03.2016   

Performance* -4,4%   
    
Gesamtkostenquote 2,22%   
    
ISIN DE000DK2J6F2 
* p.a. / Berechnung nach BVI-Methode, die bisherige Wertentwicklung ist 

kein verlässlicher Indikator für die künftige Wertentwicklung. 

Veräußerungsergebnisse 
Sparkasse Hanau Grimmfonds 
01.04.2015 ‒ 31.03.2016 

Realisierte Gewinne aus in Euro 
Renten u. Zertifikaten 0,00 
Aktien 0,00 
Zielfonds u. Investmentvermögen 384,02 
Optionen 0,00 
Futures 0,00 
Swaps 0,00 
Metallen und Rohstoffen 0,00 
Devisentermingeschäften 0,00 
Devisenkassageschäften 0,00 
Sonstigen Wertpapieren 0,00 
Summe 384,02 
  
Realisierte Verluste aus  
Renten u. Zertifikaten 0,00 
Aktien 0,00 
Zielfonds u. Investmentvermögen -186.989,27 
Optionen 0,00 
Futures 0,00 
Swaps 0,00 
Metallen und Rohstoffen 0,00 
Devisentermingeschäften 0,00 
Devisenkassageschäften 0,00 
Sonstigen Wertpapieren 0,00 
Summe -186.989,27 
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Sparkasse Hanau Grimmfonds 

Im weiteren Verlauf wurde Tungsten Pariton durch 
den JPM Global Capital Preservation Fund ersetzt. 
Tungsten Pariton sollte insbesondere in turbulenten 
Marktphasen als Stabilisator im Gesamtportfolio 
dienen. So zeichnet sich der Fonds prinzipiell durch 
seinen Risikoparitätsansatz und seine Steuerung 
über die implizite Volatilität aus. Leider konnte der 
Fonds die Erwartungen nur eingeschränkt erfüllen. 
Beim JPM Global Preservation Fund handelt es sich 
im Gegensatz dazu um einen Multi-Strategy-Ansatz, 
der von James Elliot, Head des globalen Strate-
gieteams, initiiert wurde bzw. mitverantwortet wird. 

Im Rahmen des Investmentprozesses verfolgt das 
Fondsmanagement einen Top-Down-Ansatz. Im 
November 2015 wurde mit dem Ziel den Diversifika-
tionsgrad und die Robustheit des Gesamtportfolios 
zu steigern, der Anteil des Bantleon Opportunities 
World und des Pictet Diversified Alpha um jeweils 
rund 2,0 Prozentpunkte reduziert. Im Gegenzug 
wurde der Fonds InRIS UCITS PLC-R CFM Diversified 
in den flexiblen Baustein des Sparkasse Hanau 
Grimmfonds aufgenommen.  

Die letzte größere Portfolioanpassung wurde Ende 
Januar 2016 durchgeführt. Das Fondsmanagement 
verkaufte Carmignac Patrimoine und erwarb im 
Gegenzug den ProfitlichSchmidlin Fonds. Aufgrund 
der Kursrückgänge an den weltweiten Aktienmärk-
ten, die seit Mitte April andauerten, musste die 
Mehrzahl der eingesetzten Mischfonds einen Kurs-
rückgang hinnehmen. Ausnahmen stellten Tungs-
ten TRYCON Basic Invest und der Nordea 1-Stable 
Return Fund dar, die einen positiven Performance-
beitrag leisten konnten.  

Zum Stichtag waren 99,4 Prozent des Fondsvermö-
gens in Zielfonds investiert. Auf die Kasseposition 
entfielen 0,6 Prozent.  

Im Folgenden werden die wesentlichen Risiken 
erläutert: 

Anteile an dem Sondervermögen sind Wertpapiere, 
deren Preise durch die börsentäglichen Kurs-
schwankungen der im Fonds befindlichen Vermö-
gensgegenstände bestimmt werden und deshalb 
steigen oder auch fallen können (Marktpreisrisiken). 

Fondsstruktur  
Sparkasse Hanau Grimmfonds 

 
Geringfügige Abweichungen zur Vermögensaufstellung des 
Berichts resultieren aus der Zuordnung von Zins- und Dividenden-
ansprüchen zu den jeweiligen Wertpapieren sowie aus rundungs-
bedingten Differenzen. 

Wertentwicklung 01.04.2015 ‒ 31.03.2016 
Sparkasse Hanau Grimmfonds 

Index: 01.04.2015 = 100 

Darstellung der Fondswertentwicklung auf Basis der  
Rücknahmepreise, Ausschüttungen zum Rücknahmepreis 
wiederangelegt. 
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Sparkasse Hanau Grimmfonds 

Die Risiken von Investmentanteilen, die für einen 
Fonds erworben werden (so genannte „Zielfonds“), 
stehen in engem Zusammenhang mit den Risiken 
der in diesen Zielfonds enthaltenen Vermögensge-
genstände und der verfolgten Anlagestrategien. Das 
Engagement in Investmentanteilen ist somit 
marktüblichen und spezifischen Risiken unterwor-
fen. 

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere – 
direkt oder auf Zielfondsebene – ist die Möglichkeit 
verbunden, dass sich das Marktzinsniveau ändern 
kann. Steigen die Marktzinsen gegenüber den Zin-
sen zum Zeitpunkt der Emission, so fallen i.d.R. die 
Kurse der festverzinslichen Wertpapiere. 

Der Fonds ermöglicht zudem Investitionen in Un-
ternehmensanleihen. Durch den Ausfall eines Emit-
tenten können für den Fonds Verluste entstehen. 

Die Einschätzung der im Berichtsjahr eingegange-
nen Liquiditätsrisiken orientiert sich an der Veräu-
ßerbarkeit von Vermögenswerten, die potenziell 
eingeschränkt sein kann. Der Fonds verzeichnete im 
Berichtszeitraum keine wesentlichen Liquiditätsri-
siken. 

Zur Bewertung und Vermeidung operationeller 
Risiken führt die Gesellschaft detaillierte Risiko-
überprüfungen durch. Das Sondervermögen wies 
im Berichtszeitraum keine besonderen operationel-
len Risiken auf. 

Insgesamt verzeichnete der Sparkasse Hanau 
Grimmfonds im Berichtszeitraum vom 1. April 2015 
(Tag der Auflegung) bis zum 31. März 2016 eine 
Wertentwicklung von minus 4,4 Prozent. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  
 

 

 



 

11 

Sparkasse Hanau Grimmfonds 

Gliederung nach Anlageart - Land Kurswert % des Fonds-
  in EUR vermögens *)
I. Vermögensgegenstände   
1. Investmentanteile 24.273.913,86 99,42
Deutschland 6.442.659,34 26,38
Großbritannien 2.021.382,03 8,28
Irland 886.947,30 3,63
Luxemburg 14.922.925,19 61,13
2. Bankguthaben, Geldmarktpapiere und Geldmarktfonds 165.655,71 0,68
3. Sonstige Vermögensgegenstände 2.968,26 0,02
II. Verbindlichkeiten -29.434,09 -0,12
III. Fondsvermögen 24.413.103,74 100,00
    
    
    
Gliederung nach Anlageart - Währung Kurswert % des Fonds-
  in EUR vermögens *) 
I. Vermögensgegenstände   
1. Investmentanteile 24.273.913,86 99,42
EUR 24.273.913,86 99,42
2. Bankguthaben, Geldmarktpapiere und Geldmarktfonds 165.655,71 0,68
3. Sonstige Vermögensgegenstände 2.968,26 0,02
II. Verbindlichkeiten -29.434,09 -0,12
III. Fondsvermögen 24.413.103,74 100,00
    
*) Rundungsbedingte Differenzen bei den Prozent-Anteilen sind möglich.     

 

 

 

Vermögensübersicht zum 31. März 2016 Seite
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Sparkasse Hanau Grimmfonds 

ISIN Gattungsbezeichnung  Stück bzw. Bestand Käufe/ Verkäufe/ Kurs Kurswert % des 
      Anteile bzw. 31.03.2016 Zugänge Abgänge     in EUR  Fondsver-
      Whg.   im Berichtszeitraum       mögens *)
Wertpapier-Investmentanteile              24.273.913,86 99,42
Gruppeneigene Wertpapier-Investmentanteile              1.109.606,40 4,55
EUR              1.109.606,40 4,55
LU0236908371 Deka-GlobalOpportunities Plus I (A)  ANT 20.160 20.160 0 EUR 55,040 1.109.606,40 4,55
Gruppenfremde Wertpapier-Investmentanteile              23.164.307,46 94,87
EUR              23.164.307,46 94,87
DE0009797571 Allianz Strategiefonds Balance  PT2  ANT 1.672 1.672 0 EUR 1.206,470 2.017.217,84 8,26
LU1074209757 Aviva Inv.-Mul.Str.Tar.Ret.Fd I  ANT 11.865 11.865 0 EUR 106,934 1.268.768,35 5,20
LU0999646697 Bantleon Opps-Bant.Opps World  IA  ANT 10.160 14.260 4.100 EUR 104,940 1.066.190,40 4,37
LU0553171439 DJE - Zins & Dividende  XP  ANT 13.295 13.295 0 EUR 146,900 1.953.035,50 8,00
LU0841179350 Ethna-AKTIV  SIA-A  ANT 4.230 4.230 0 EUR 513,090 2.170.370,70 8,89
DE000A0KFUX6 First Private Wealth  A  ANT 16.700 16.700 0 EUR 73,020 1.219.434,00 4,99
LU0952573300 Flossbach v.Storch-Mult.Opp.II  l  ANT 13.325 13.325 0 EUR 126,020 1.679.216,50 6,88
IE00BSPL4122 InRIS UCITS PLC-R CFM Divers. Reg.Shares Cl.NI  ANT 8.010 8.010 0 EUR 110,730 886.947,30 3,63
LU0917671553 JPM.I.Fds-Gl.Capital Pre.(USD) Namens-

Ant.A(inc)  ANT 6.280 6.280 0 EUR 89,990 565.137,20 2,31
GB00BV8BTY84 M&G Prudent Allocation Fund Reg.Units C Inc.  ANT 213.370 213.370 0 EUR 9,474 2.021.382,03 8,28
LU0351545230 Nordea 1-Stable Return Fund Actions Nom.  ANT 123.580 123.580 0 EUR 17,700 2.187.366,00 8,96
LU1055714379 Pictet Total Ret.-Divers.Alpha  I  ANT 9.600 13.270 3.670 EUR 104,850 1.006.560,00 4,12
DE000A1W9A36 ProfitlichSchmidlin Fonds UI Inhaber-Ant. 

Ant.kl.I  ANT 1.150 1.150 0 EUR 1.106,210 1.272.141,50 5,21
DE000A12BPH1 SKALIS Evolution Defensive  AK I  ANT 19.800 19.800 0 EUR 97,670 1.933.866,00 7,92
LU0548153799 Stand.Life I.G.-Gl.Ab.Ret.Str.  D  ANT 103.393 106.170 2.777 EUR 12,549 1.297.447,74 5,31
LU0451958309 Tungsten TRYCON Basic Inv.HAIG Inh.-

Ant. C (inst.)  ANT 5.340 5.340 0 EUR 115,960 619.226,40 2,54
Summe Wertpapiervermögen          EUR   24.273.913,86 99,42
                 
Bankguthaben, Geldmarktpapiere und 
Geldmarktfonds 

  
             

Bankguthaben                
EUR-Guthaben bei der Verwahrstelle                
DekaBank Deutsche Girozentrale    EUR 165.655,71    % 100,000 165.655,71 0,68
Summe Bankguthaben          EUR   165.655,71 0,68
Summe der Bankguthaben, Geldmarktpapiere und 
Geldmarktfonds 

  
       EUR   165.655,71 0,68

                 
Sonstige Vermögensgegenstände                
Forderungen aus Anteilscheingeschäften    EUR 1.335,46        1.335,46 0,01
Forderungen aus Fondsausschüttung    EUR 1.632,80        1.632,80 0,01
Summe Sonstige Vermögensgegenstände          EUR   2.968,26 0,02
                 
Sonstige Verbindlichkeiten                
Verbindlichkeiten aus Anteilscheingeschäften    EUR -4.864,89        -4.864,89 -0,02
Allgemeine Fondsverwaltungsverbindlichkeiten    EUR -24.569,20        -24.569,20 -0,10
Summe Sonstige Verbindlichkeiten          EUR   -29.434,09 -0,12
                 
Fondsvermögen          EUR   24.413.103,74 100,00
Umlaufende Anteile           STK   255.468  
Anteilwert           EUR   95,56  
Bestand der Wertpapiere am Fondsvermögen (in %)               99,42
Bestand der Derivate am Fondsvermögen (in %)               0,00
                      
*) Rundungsbedingte Differenzen bei den Prozent-Anteilen sind möglich.                    

 

Während des Berichtszeitraumes abgeschlossene Geschäfte, soweit sie nicht mehr in der Vermögensaufstellung erscheinen:   
 - Käufe und Verkäufe in Wertpapieren, Investmentanteilen und Schuldscheindarlehen (Marktzuordnung zum Berichtsstichtag):   
 
ISIN Gattungsbezeichnung Stück bzw. Käufe/ Verkäufe/ 
    Anteile bzw. Zugänge Abgänge 
    Nominal in Whg.     
Wertpapier-Investmentanteile       
Gruppenfremde Wertpapier-Investmentanteile       
EUR       
LU0319572730 BHF Flexible Allocation FT  ANT 13.705 13.705
FR0010135103 Carmignac Patrimoine FCP Act.au Port.A acc ANT 1.807 1.807
GB00B1VMCY93 M&G Optimal Income Fund Reg.Shares A-H Acc. ANT 32.990 32.990
DE000A1W8945 Tungsten PARITON UI Inhaber-Ant. Ant.klasse I ANT 4.580 4.580
        
        
Der Anteil der Wertpapiertransaktionen, die im Berichtszeitraum für Rechnung des Sondervermögens über Broker ausgeführt wurden, die eng verbundene Unternehmen 
und Personen sind, betrug 100,00 Prozent. Ihr Umfang belief sich hierbei auf insgesamt 33.012.326 Euro. 

      

 

 

Vermögensaufstellung zum 31. März 2016 Seite
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Sparkasse Hanau Grimmfonds 

Entwicklung des Sondervermögens         
      EUR
I. Wert des Sondervermögens am Beginn des Geschäftsjahres    0,00
1. Ausschüttung bzw. Steuerabschlag für das Vorjahr    -,--
2. Zwischenausschüttung(en)    -,--
3. Mittelzufluss (netto)    +25.135.144,33
  a) Mittelzuflüsse aus Anteilschein-Verkäufen EUR +25.985.738,50  
  b) Mittelabflüsse aus Anteilschein-Rücknahmen EUR -850.594,17  
4. Ertragsausgleich/Aufwandsausgleich    +69.696,53
5. Ergebnis des Geschäftsjahres    -791.737,12
  davon Nettoveränderung der nicht realisierten Gewinne    +214.414,37
  davon Nettoveränderung der nicht realisierten Verluste    -668.413,63
II. Wert des Sondervermögens am Ende des Geschäftsjahres    24.413.103,74
 
Vergleichende Übersicht der letzten drei Geschäftsjahre     
  Wert des Sondervermögens am Ende des Geschäftsjahres Anteilwert
  EUR EUR
31.03.2013 -,-- -,--
31.03.2014 -,-- -,--
31.03.2015 -,-- -,--
31.03.2016 24.413.103,74 95,56
 
Ertrags- und Aufwandsrechnung       
für den Zeitraum vom 01.04.2015 - 31.03.2016     
(einschließlich Ertragsausgleich)     
    EUR EUR
I. Erträge  insgesamt je Anteil *)
1. Dividenden inländischer Aussteller  0,00 0,00
2. Dividenden ausländischer Aussteller (vor Quellensteuer)  0,00 0,00
3. Zinsen aus inländischen Wertpapieren  0,00 0,00
4. Zinsen aus ausländischen Wertpapieren (vor Quellensteuer)  0,00 0,00
5. Zinsen aus Liquiditätsanlagen im Inland  -26,55 -0,00
  davon Negative Einlagezinsen   -26,55  -0,00
  davon Positive Einlagezinsen   0,00  0,00
6. Zinsen aus Liquiditätsanlagen im Ausland (vor Quellensteuer)  0,00 0,00
7. Erträge aus Investmentanteilen 1) 130.979,13 0,51
8. Erträge aus Wertpapier-Darlehen- und -Pensionsgeschäften  0,00 0,00
9. Abzug ausländischer Quellensteuer  0,00 0,00
10. Sonstige Erträge  7.399,00 0,03
  davon Kick-Back-Zahlungen   7.399,00  0,03
  Summe der Erträge  138.351,58 0,54
      
II. Aufwendungen    
1. Zinsen aus Kreditaufnahmen  4,90 0,00
2. Verwaltungsvergütung  265.356,06 1,04
3. Verwahrstellenvergütung  0,00 0,00
4. Prüfungs- und Veröffentlichungskosten  0,00 0,00
5. Sonstige Aufwendungen  24.123,23 0,09
  davon Kostenpauschale   24.123,23  0,09
  Summe der Aufwendungen  289.484,19 1,13
      
III. Ordentlicher Nettoertrag  -151.132,61 -0,59
      
IV. Veräußerungsgeschäfte    
1. Realisierte Gewinne  384,02 0,00
2. Realisierte Verluste  -186.989,27 -0,73
  Ergebnis aus Veräußerungsgeschäften  -186.605,25 -0,73
      
V. Realisiertes Ergebnis des Geschäftsjahres  -337.737,86 -1,32
      
1. Nettoveränderung der nicht realisierten Gewinne  214.414,37 0,84
2. Nettoveränderung der nicht realisierten Verluste  -668.413,63 -2,62
      
VI. Nicht realisiertes Ergebnis des Geschäftsjahres  -453.999,26 -1,78
      
VII. Ergebnis des Geschäftsjahres  -791.737,12 -3,10
      
*) Rundungsbedingte Differenzen bei den je Anteil-Werten sind möglich.    
      
1) Darin enthalten sind EUR 22.004,30 bzw. EUR 0,09 je Anteil von Zielfonds ausgeschüttete Veräußerungsgewinne.    
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Sparkasse Hanau Grimmfonds 

Verwendung der Erträge des Sondervermögens       
      
Berechnung der Ausschüttung     
    EUR EUR
I. Für die Ausschüttung verfügbar  insgesamt je Anteil *)
1. Vortrag aus dem Vorjahr  0,00 0,00
2. Realisiertes Ergebnis des Geschäftsjahres  -337.737,86 -1,32
3. Zuführung aus dem Sondervermögen 1) 345.401,90 1,35
II. Nicht für die Ausschüttung verwendet    
1. Der Wiederanlage zugeführt  0,00 0,00
2. Vortrag auf neue Rechnung  0,00 0,00
III. Gesamtausschüttung  7.664,04 0,03
1. Zur Verfügung gestellter Steuerabzugsbetrag  7.664,04 0,03
      
  Umlaufende Anteile: Stück 255.468    
      
*) Rundungsbedingte Differenzen bei den je Anteil-Werten sind möglich.    
      
1) Betrag, um den der zur Verfügung gestellte Steuerabzugsbetrag das realisierte Ergebnis des Geschäftsjahres übersteigt.     
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Die Auslastung der Obergrenze für das Marktrisikopotenzial wurde für dieses Sondervermögen gemäß der DerivateV nach dem qualifizierten Ansatz anhand eines 
Vergleichsvermögens ermittelt (relativer Value-at-Risk gem. § 8 DerivateV).   
    
Zusammensetzung des Vergleichsvermögens (§ 37 Abs. 5 DerivateV i. V. m. § 9 DerivateV)   
35% JPM Welt (Traded), 30% MSCI World, 30% iBoxx EUR Overall, 5% JPM EURO Cash 1M   
    
Dem Sondervermögen wird ein derivatefreies Vergleichsvermögen gegenübergestellt. Es handelt sich dabei um eine Art virtuelles Sondervermögen, dem keine realen 
Positionen oder Geschäfte zugrunde liegen. Die Grundidee besteht darin, eine plausible Vorstellung zu entwickeln, wie das Sondervermögen ohne Derivate oder derivative 
Komponenten zusammengesetzt wäre. Das Vergleichsvermögen muss den Anlagebedingungen, den Angaben im Verkaufsprospekt und den wesentlichen 
Anlegerinformationen des Sondervermögens im Wesentlichen entsprechen, ein derivatefreier Vergleichsmaßstab wird möglichst genau nachgebildet. In Ausnahmefällen kann 
von der Forderung des derivatefreien Vergleichsvermögens abgewichen werden, sofern das Sondervermögen Long/Short-Strategien nutzt oder zur Abbildung von z.B. 
Rohstoffexposure oder Währungsabsicherungen.   
    
Potenzieller Risikobetrag für das Marktrisiko (§ 37 Abs. 4 Satz 1 und 2 DerivateV i. V. m. § 10 DerivateV)   
kleinster potenzieller Risikobetrag 0,00%   
größter potenzieller Risikobetrag 2,66%   
durchschnittlicher potenzieller Risikobetrag 2,33%   
    
Der potenzielle Risikobetrag für das Marktrisiko des Sondervermögens wird über die Risikokennzahl Value-at-Risk (VaR) dargestellt. Zum Ausdruck gebracht wird durch diese 
Kennzahl der potenzielle Verlust des Sondervermögens, der unter normalen Marktbedingungen mit einem Wahrscheinlichkeitsniveau von 99% (Konfidenzniveau) bei einer 
angenommenen Haltedauer von 10 Arbeitstagen auf Basis eines effektiven historischen Betrachtungszeitraumes von einem Jahr nicht überschritten wird. Wenn zum Beispiel ein 
Sondervermögen einen VaR-Wert von 2,5% aufwiese, dann würde unter normalen Marktbedingungen der potenzielle Verlust des Sondervermögens mit einer Wahrscheinlichkeit 
von 99% nicht mehr als 2,5% des Wertes des Sondervermögens innerhalb von 10 Arbeitstagen betragen. Im Jahresbericht wird die maximale, minimale und durchschnittliche 
Ausprägung dieser Kennzahl auf Basis einer Beobachtungszeitreihe von maximal einem Jahr oder ab Umstellungsdatum veröffentlicht. Der VaR-Wert des Sondervermögens darf 
das Zweifache des VaR-Werts des derivatefreien Vergleichsvermögens nicht übersteigen. Hierdurch wird das Marktrisiko des Sondervermögens klar limitiert.   
    
Risikomodell (§ 37 Abs. 4 Satz 3 DerivateV i. V. m. § 10 DerivateV)   
Varianz-Kovarianz Ansatz   
    
Im Berichtszeitraum genutzter Umfang des Leverage gemäß der Brutto-Methode (§ 37 Abs. 4 Satz 4 DerivateV i. V. m. § 5 Abs. 2 DerivateV)   
1,0   
    
    
Erträge aus Wertpapier-Darlehen- und -Pensionsgeschäften EUR 0,00
Aufwendungen aus Wertpapier-Darlehen- und -Pensionsgeschäften EUR 0,00
    
    
Bestand der Wertpapiere am Fondsvermögen (in %) 99,42  
Bestand der Derivate am Fondsvermögen (in %) 0,00  
    
Umlaufende Anteile  STK 255.468
Anteilwert  EUR 95,56
    
    
Angaben zu Bewertungsverfahren   
Die Bewertung der Vermögensgegenstände erfolgt durch die Verwaltungsgesellschaft auf Grundlage der gesetzlichen Regelungen im Kapitalanlagegesetzbuch (§ 168) und 
der Kapitalanlage-Rechnungslegungs- und -Bewertungsverordnung (KARBV).   
Aktien / aktienähnliche Genussscheine / Beteiligungen / Investmentanteile   
Aktien und aktienähnliche Genussscheine werden grundsätzlich mit dem zuletzt verfügbaren Kurs ihrer Heimatbörse bewertet, sofern die Umsatzvolumina an einer anderen 
Börse mit gleicher Kursnotierungswährung nicht höher sind. Für Aktien, aktienähnliche Genussscheine und Unternehmensbeteiligungen, welche nicht an einer Börse oder 
an einem anderen organisierten Markt notiert oder gehandelt werden oder deren Börsenkurs den tatsächlichen Marktwert nicht angemessen widerspiegelt, werden die 
Verkehrswerte, z.B. Broker-Quotes, zugrunde gelegt, welche sich bei sorgfältiger Einschätzung nach geeigneten Bewertungsmodellen unter Berücksichtigung der aktuellen 
Marktgegebenheiten ergeben. Investmentanteile werden zum letzten festgestellten und erhältlichen Rücknahmepreis bewertet, sofern dieser aktuell und verlässlich ist. 
Exchange-traded funds (ETFs) werden mit dem zuletzt verfügbaren Kurs bewertet.   
Renten / rentenähnliche Genussscheine / Zertifikate   
Verzinsliche Wertpapiere, rentenähnliche Genussscheine und Zertifikate, welche nicht an einer Börse oder an einem anderen organisierten Markt notiert oder gehandelt 
werden oder deren Börsenkurs den tatsächlichen Marktwert nicht angemessen widerspiegelt, werden mittels externer Modellkurse, z.B. Broker-Quotes, bewertet. In 
begründeten Ausnahmefällen werden interne Modellkurse verwendet, die auf einer anerkannten und geeigneten Methodik beruhen.   
Bankguthaben   
Der Wert von Bankguthaben, Einlagenzertifikaten und ausstehenden Forderungen, Bardividenden und Zinsansprüchen entspricht grundsätzlich dem jeweiligen nominalen 
Betrag.   
Derivate   
Die Bewertung von Futures und Optionen, die an einer Börse oder an einem anderen organisierten Markt gehandelt werden, erfolgt grundsätzlich anhand des letzten 
verfügbaren handelbaren Kurses. Die Bewertung von Futures und Optionen, welche nicht an einer Börse oder an einem anderen organisierten Markt notiert oder gehandelt 
werden oder deren Börsenkurs den tatsächlichen Marktwert nicht angemessen widerspiegelt, erfolgt anhand von Fair Values, welche mittels marktgängiger Verfahren (z.B. 
Black-Scholes-Merton) ermittelt werden. Die Bewertung von Swaps erfolgt anhand von Fair Values, welche mittels marktgängiger Verfahren (z.B. Discounted-Cash-Flow-
Verfahren) ermittelt werden. Devisentermingeschäfte werden nach der Forward Point Methode bewertet.   
Sonstiges   
Der Wert aller Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, welche nicht in der Währung des Fonds geführt werden, wird in diese Währung zu den jeweiligen Devisenkursen (i.d.R. 
Reuters-Fixing) umgerechnet.   
    
    
Gesamtkostenquote (laufende Kosten) 2,22%  
    
Die Gesamtkostenquote drückt sämtliche vom Sondervermögen im Jahresverlauf getragenen Kosten und Zahlungen (ohne Transaktionskosten) im Verhältnis zum 
durchschnittlichen Nettoinventarwert des Sondervermögens aus.   
Die anteiligen laufenden Kosten für die Zielfondsbestände sind auf Basis der Stichtagsdaten ermittelt.   
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Für das Sondervermögen ist gemäß den Anlagebedingungen eine an die Kapitalverwaltungsgesellschaft abzuführende Kostenpauschale von 0,10% p.a. vereinbart. Davon 
entfallen bis zu 0,10% p.a. auf die Verwahrstelle und bis zu 0,10% p.a. auf Dritte (Prüfungskosten, Veröffentlichungskosten sowie Sonstige).   
    
    
Der Gesellschaft fließen keine Rückvergütungen der aus dem Fonds an die Verwahrstelle und an Dritte geleisteten Vergütungen und Aufwandserstattungen zu.   
    
Die Gesellschaft gewährt an Vermittler, z.B. Kreditinstitute, wiederkehrend - meist jährlich - Vermittlungsentgelte als so genannte "Vermittlungsprovisionen" bzw. 
"Vermittlungsfolgeprovisionen".   
    
    
Für den Erwerb und die Veräußerung der Investmentanteile sind keine Ausgabeaufschläge und keine Rücknahmeabschläge berechnet worden.   
Für die Investmentanteile wurden von der verwaltenden Gesellschaft auf Basis des Zielfonds folgende Verwaltungsvergütungen in % p.a. erhoben:   
Allianz Strategiefonds Balance  PT2 0,30  
Aviva Inv.-Mul.Str.Tar.Ret.Fd I 0,75  
Bantleon Opps-Bant.Opps World  IA 1,03  
BHF Flexible Allocation FT  1,50  
Carmignac Patrimoine FCP Act.au Port.A acc 1,50  
Deka-GlobalOpportunities Plus I (A) 0,85  
DJE - Zins & Dividende  XP 0,30  
Ethna-AKTIV  SIA-A 1,05  
First Private Wealth  A 0,50  
Flossbach v.Storch-Mult.Opp.II  l 0,78  
InRIS UCITS PLC-R CFM Divers. Reg.Shares Cl.NI 1,30  
JPM.I.Fds-Gl.Capital Pre.(USD) Namens-Ant.A(inc) 1,25  
M&G Optimal Income Fund Reg.Shares A-H Acc. 1,25  
M&G Prudent Allocation Fund Reg.Units C Inc. 0,60  
Nordea 1-Stable Return Fund Actions Nom. 0,85  
Pictet Total Ret.-Divers.Alpha  I 1,20  
ProfitlichSchmidlin Fonds UI Inhaber-Ant. Ant.kl.I 1,25  
SKALIS Evolution Defensive  AK I 0,28  
Stand.Life I.G.-Gl.Ab.Ret.Str.  D 0,85  
Tungsten PARITON UI Inhaber-Ant. Ant.klasse I 0,21  
Tungsten TRYCON Basic Inv.HAIG Inh.-Ant. C (inst.) 0,30  
    
    
Wesentliche sonstige Erträge   
Kick-Back-Zahlungen EUR 7.399,00
    
Wesentliche sonstige Aufwendungen   
Kostenpauschale EUR 24.123,23
    
    
Transaktionskosten im Geschäftsjahr gesamt EUR 12.780,00
    
    
Vergütungssystem der Kapitalverwaltungsgesellschaft   
    
Die Deka Investment GmbH unterliegt den für Kapitalverwaltungsgesellschaften geltenden aufsichtsrechtlichen Vorgaben im Hinblick auf die Gestaltung ihrer 
Vergütungssysteme. Zudem gilt die für alle Unternehmen der Deka-Gruppe verbindliche Vergütungsrichtlinie, die gruppenweite Standards für die Ausgestaltung der 
Vergütungssysteme definiert. Sie enthält die Grundsätze zur Vergütung, z.B. bei der Bemessung von variabler Vergütung, und die maßgeblichen Vergütungsparameter.   
Das Vergütungssystem der Kapitalverwaltungsgesellschaft wird mindestens einmal jährlich durch einen unabhängigen Vergütungsausschuss, das „Managementkomitee 
Vergütung“ (MKV), auf seine Angemessenheit und die Einhaltung aller aufsichtsrechtlichen Vorgaben zur Vergütung überprüft.   
    
Vergütungskomponenten   
Das Vergütungssystem der Deka Investment GmbH umfasst fixe und variable Vergütungselemente sowie monetäre und nicht-monetäre Nebenleistungen.   
Für die Gesamtzielvergütung sind Richtwerte definiert. Die Richtwerte variieren in Abhängigkeit von der Vergütungshöhe. Damit verbunden gilt für alle Mitarbeiter der Deka 
Investment GmbH eine Obergrenze für die maximal mögliche variable Vergütung in Höhe von 200 % der fixen Vergütung.   
Weitere sonstige Zuwendungen im Sinne von Vergütung, wie z.B. Anlageerfolgsprämien, werden bei der Deka Investment GmbH nicht gewährt.   
    
Bemessung des Bonuspools   
Das für die variable Vergütung zur Verfügung stehende maximale finanzielle Gesamtvolumen („Bonuspool“) leitet sich - unter Berücksichtigung der finanziellen Lage der 
Deka Investment GmbH - aus dem vom Konzernvorstand der DekaBank Deutsche Girozentrale nach Maßgabe von § 45 Abs. 2 Nr. 5a KWG festgelegten Bonuspool der Deka-
Gruppe ab.   
Soweit nach den regulatorischen Anforderungen geboten, wird der Bonuspool für die Deka Investment GmbH nach pflichtgemäßem Ermessen angemessen reduziert oder 
gestrichen. In diesem Fall werden auch die dem Mitarbeiter für das betreffende Geschäftsjahr in Aussicht gestellten variablen Vergütungselemente anteilig reduziert oder 
gestrichen.   
Bei der Bemessung der variablen Vergütung sind grundsätzlich der individuelle Erfolgsbeitrag des Mitarbeiters, der Erfolgsbeitrag der Organisationseinheit, in der der 
Mitarbeiter tätig ist, der Erfolgsbeitrag der Deka Investment GmbH bzw. die Wertentwicklung der von dieser verwalteten Investmentvermögen sowie der Gesamterfolg der 
Deka-Gruppe zu berücksichtigen. Zur Bemessung des individuellen Erfolgsbeitrags des Mitarbeiters werden sowohl quantitative (finanzielle) als auch qualitative (nicht-
finanzielle) Kriterien verwendet, wie z.B. Qualifikationen, Kundenzufriedenheit und Beachtung der Richtlinien der Deka-Gruppe. Negative Erfolgsbeiträge müssen die Höhe 
der variablen Vergütung verringern. Die Erfolgsbeiträge können anhand der Erfüllung von Zielvorgaben oder Zielvereinbarungen ermittelt werden.   
Für die Ermittlung der Erfolgsbeiträge werden insbesondere solche Parameter verwendet, die auf den nachhaltigen Erfolg ausgerichtet sind. Dabei werden insbesondere 
eingegangene Risiken, deren Laufzeiten sowie Kapital- und Liquiditätskosten berücksichtigt. Die Gestaltung der Erfolgsbeiträge wird auf die Erreichung der in den Strategien 
niedergelegten Ziele der Deka Investment GmbH ausgerichtet, um negative Anreize für die Mitarbeiter zur Eingehung unverhältnismäßig hoher Risikopositionen zu 
vermeiden.   
Die Bemessung und Verteilung der Vergütung an die Mitarbeiter erfolgt durch die Geschäftsführung. Die Vergütung der Geschäftsführung wird durch den Aufsichtsrat 
festgelegt.   
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Variable Vergütung bei risikorelevanten Mitarbeitern   
Für die variable Vergütung von der Geschäftsführung der Kapitalverwaltungsgesellschaften, Mitarbeitern, deren Tätigkeiten einen wesentlichen Einfluss auf das 
Gesamtrisikoprofil der Kapitalverwaltungsgesellschaft und der von ihr verwalteten Investmentvermögen haben, sowie bestimmten weiteren Mitarbeitern (zusammen als 
"risikorelevante Mitarbeiter") gelten folgende Regelungen:    
- Die variable Vergütung der risikorelevanten Mitarbeiter ist grundsätzlich erfolgsabhängig, d.h. ihre Höhe wird nach Maßgabe von individuellen Erfolgsbeiträgen des 
Mitarbeiters sowie den Erfolgsbeiträgen des Geschäftsbereichs und der Deka-Gruppe ermittelt.   
- Für Geschäftsführer der Kapitalverwaltungsgesellschaften wird zwingend ein Anteil von 60 Prozent der variablen Vergütung über einen Zeitraum von mindestens drei 
Jahren aufgeschoben. Bei risikorelevanten Mitarbeitern unterhalb der Geschäftsführer-Ebene in den Kapitalverwaltungsgesellschaften beträgt der aufgeschobene Anteil 
40 Prozent der variablen Vergütung.   
- Jeweils 50 Prozent der sofort zahlbaren und der aufgeschobenen Vergütung werden in Form von Instrumenten gewährt, deren Wertentwicklung von der nachhaltigen 
Wertentwicklung der Kapitalverwaltungsgesellschaft und der Unternehmenswertentwicklung der Deka-Gruppe abhängt. Diese nachhaltigen Instrumente unterliegen nach 
Eintritt der Unverfallbarkeit noch einer weiteren Sperrfrist von einem Jahr.   
- Der aufgeschobene Anteil der Vergütung ist während der Wartezeit risikoabhängig, d.h. er kann im Fall von negativen Erfolgsbeiträgen des Mitarbeiters, der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft bzw. der von dieser verwalteten Investmentvermögen oder der Deka-Gruppe gekürzt werden oder gänzlich entfallen. Jeweils am Ende eines 
Jahres der Wartezeit wird der aufgeschobene Vergütungsanteil anteilig unverfallbar. Der unverfallbar gewordene Baranteil wird zum jeweiligen Zahlungstermin ausgezahlt, 
die unverfallbar gewordenen nachhaltigen Instrumente werden erst nach Ablauf der Sperrfrist ausgezahlt.   
- Risikorelevante Mitarbeiter, deren variable Vergütung für das jeweilige Geschäftsjahr einen Schwellenwert von 75 TEUR nicht überschreitet, erhalten die variable Vergütung 
vollständig in Form einer Barleistung ausgezahlt.   
    
Überprüfung der Angemessenheit des Vergütungssystems   
Die Überprüfung des Vergütungssystems gemäß der geltenden regulatorischen Vorgaben für das Geschäftsjahr 2015 fand im Rahmen der jährlichen zentralen und 
unabhängigen internen Angemessenheitsprüfung des MKV statt. Dabei konnte zusammenfassend festgestellt werden, dass die Grundsätze der Vergütungsrichtlinie und 
aufsichtsrechtlichen Vorgaben an Kapitalverwaltungsgesellschaften eingehalten wurden und das Vergütungssystem angemessen ausgestaltet war.   
Wesentliche Änderungen an dem Vergütungssystem oder der Vergütungspolitik der Deka Investment GmbH wurden im Geschäftsjahr 2015 nicht vorgenommen. Zudem 
konnten keine Unregelmäßigkeiten festgestellt werden.   
    
    
Gesamtsumme der im abgelaufenen Geschäftsjahr der    
Deka Investment GmbH gezahlten Mitarbeitervergütung  EUR 41.278.099,13
davon feste Vergütung EUR 30.262.013,12
davon variable Vergütung EUR 11.016.086,01
    
Zahl der Mitarbeiter der KVG 369  
    
    
Gesamtsumme der im abgelaufenen Geschäftsjahr der    
Deka Investment GmbH gezahlten Vergütung an bestimmte Mitarbeitergruppen *) EUR 5.504.116,06
Geschäftsführer EUR 2.803.232,61
weitere Risktaker EUR 1.885.267,47
Mitarbeiter mit Kontrollfunktionen EUR 269.964,00
Mitarbeiter in gleicher Einkommensstufe wie Geschäftsführer und Risktaker EUR 545.651,98
    
*) Mitarbeiter in Kontrollfunktionen: Mitarbeiter in Kontrollfunktionen, die als Risktaker identifiziert wurden oder sich auf derselben Einkommensstufe wie Risktaker oder 
Geschäftsführer befinden. Weitere Risktaker: alle sonstigen Risktaker, die nicht Geschäftsführer oder Risktaker mit Kontrollfunktionen sind.    
    
    
Weitere zum Verständnis des Berichts erforderliche Angaben   
    
Ermittlung Nettoveränderung der nicht realisierten Gewinne und Verluste:   
Die Ermittlung der Nettoveränderung der nicht realisierten Gewinne und Verluste erfolgt dadurch, dass in jedem Berichtszeitraum die in den Anteilpreis einfließenden 
Wertansätze der im Bestand befindlichen Vermögensgegenstände mit den jeweiligen historischen Anschaffungskosten verglichen werden, die Höhe der positiven Differenzen 
in die Summe der nicht realisierten Gewinne einfließen, die Höhe der negativen Differenzen in die Summe der nicht realisierten Verluste einfließen und aus dem Vergleich der 
Summenpositionen zum Ende des Berichtszeitraumes mit den Summenpositionen zum Anfang des Berichtszeitraumes die Nettoveränderungen ermittelt werden.   

 

 

 
   Frankfurt am Main, den 1. Juli 2016 

Deka Investment GmbH 
Die Geschäftsführung 
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An die Deka Investment GmbH,  
Frankfurt am Main 

Die Deka Investment GmbH hat uns beauftragt, 
gemäß § 102 des Kapitalanlagegesetzbuchs (KAGB) 
den Jahresbericht des Sondervermögens Sparkasse 
Hanau Grimmfonds für das Geschäftsjahr vom  
1. April 2015 bis 31. März 2016 zu prüfen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter  

Die Aufstellung des Jahresberichts nach den Vor-
schriften des KAGB liegt in der Verantwortung der 
gesetzlichen Vertreter der Kapitalverwaltungsge-
sellschaft. 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 
den Jahresbericht abzugeben. 

Wir haben unsere Prüfung nach § 102 KAGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzu-
führen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf den Jahresbericht wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der 
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 

Kenntnisse über die Verwaltung des Sondervermö-
gens sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 
internen Kontrollsystems und die Nachweise für die 
Angaben im Jahresbericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung um-
fasst die Beurteilung der angewandten Rechnungs-
legungsgrundsätze für den Jahresbericht und der 
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen 
Vertreter der Kapitalverwaltungsgesellschaft. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurtei-
lung bildet. 

Prüfungsurteil 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresbericht für das Geschäftsjahr vom 1. April 
2015 bis 31. März 2016 den gesetzlichen Vorschrif-
ten. 

Frankfurt am Main, den 5. Juli 2016  

KPMG AG  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 
 

Schobel  Bordt 
Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer 

 

 

Besonderer Vermerk des Abschlussprüfers. 
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1. Allgemeine Besteuerungssystematik 

Die Erträge eines deutschen oder ausländischen 
Fonds werden grundsätzlich auf der Ebene des 
Anlegers versteuert, während der Fonds selbst von 
der Steuer befreit ist. Die steuerrechtliche Behand-
lung von Erträgen aus Fondsanteilen folgt damit 
dem Grundsatz der Transparenz, wonach der Anle-
ger grundsätzlich so besteuert werden soll, als 
hätte er die von dem Fonds erzielten Erträge unmit-
telbar selbst erwirtschaftet (Transparenzprinzip). 
Abweichend von diesem Grundsatz ergeben sich 
bei der Fondsanlage jedoch einige Besonderheiten. 
So werden beispielsweise bestimmte Erträge bzw. 
Gewinne auf der Ebene des Anlegers erst bei Rück-
gabe der Fondsanteile erfasst. Negative Erträge des 
Fonds sind mit positiven Erträgen gleicher Art zu 
verrechnen. Soweit die negativen Erträge hierdurch 
nicht vollständig ausgeglichen werden können, 
dürfen sie nicht von dem Anleger geltend gemacht 
werden, sondern müssen auf der Ebene des Fonds 
vorgetragen und in nachfolgenden Geschäftsjahren 
mit gleichartigen Erträgen ausgeglichen werden. 

Eine Besteuerung des Anlegers können ausschließ-
lich die Ausschüttung bzw. Thesaurierung von Er-
trägen (laufende Erträge) sowie die Rückgabe von 
Fondsanteilen auslösen. Die Besteuerung richtet 
sich dabei im Einzelnen nach den Vorschriften des 
Investmentsteuergesetzes in Verbindung mit dem 
allgemeinen Steuerrecht. Die steuerrechtlichen 
Folgen einer Anlage in einen Fonds sind dabei im 
Wesentlichen unabhängig davon, ob es sich um 
einen deutschen oder um einen ausländischen 
Fonds handelt, sodass die nachfolgende Darstel-
lung für beide gleichermaßen gilt. Etwaige Unter-
schiede in der Besteuerung werden an der jeweili-
gen Stelle hervorgehoben. 

Darüber hinaus gelten die Anmerkungen auch für 
Dachfonds, d. h. für Fonds, die ihr Kapital ganz 
überwiegend oder jedenfalls zum Teil in andere 
Fonds anlegen. Der Anleger muss bei Dachfonds 
keine Besonderheiten beachten, weil ihm die für die 
Besteuerung erforderlichen Informationen von der 
Gesellschaft in der gleichen Form zur Verfügung 
gestellt werden wie für andere Fonds. 

Seit dem 1. Januar 2009 unterliegen Einkünfte aus 
Kapitalvermögen für Privatanleger in Deutschland 

der Abgeltungsteuer i.H.v. 25 Prozent als spezielle 
Form der Kapitalertragsteuer. Zusätzlich zur Abgel-
tungsteuer ist ein Solidaritätszuschlag in Höhe von 
5,5 Prozent der Abgeltungsteuer einzubehalten und 
abzuführen. Seit dem 1. Januar 2015 ist jede Stelle, 
die verpflichtet ist, Abgeltungsteuer für natürliche 
Personen abzuführen, auch Kirchensteuerabzugs-
verpflichteter. Dazu zählen insbesondere Banken, 
Kreditinstitute und Versicherungen. Diese haben – 
entsprechend der Religions-/ Konfessionszugehö-
rigkeit des Anlegers – Kirchensteuer in Höhe von 8 
Prozent bzw. 9 Prozent der Abgeltungsteuer auto-
matisch einzubehalten und an die steuererheben-
den Religionsgemeinschaften abzuführen. Zu die-
sem Zweck wird die Religionszugehörigkeit des 
Anlegers in Form eines verschlüsselten Kennzei-
chens beim Bundeszentralamt für Steuern abge-
fragt. Das sogenannte Kirchensteuerabzugsmerk-
mal (KiStAM) gibt Auskunft über die Zugehörigkeit 
zu einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft 
und den geltenden Kirchensteuersatz. Die Abfrage 
erfolgt einmal jährlich zwischen dem 1. September 
und 31. Oktober (sogenannte Regelabfrage). Sofern 
der Anleger der Datenweitergabe beim Bundeszent-
ralamt für Steuern bereits widersprochen hat bzw. 
bis zum 30. Juni eines Jahres widerspricht, sperrt 
das Bundeszentralamt die Übermittlung des KiStAM. 
Ein entsprechender Widerspruch gilt bis zu seinem 
Widerruf. Kirchenmitglieder werden in diesem Fall 
von ihrem Finanzamt zur Abgabe einer Steuererklä-
rung für die Erhebung der Kirchensteuer auf Abgel-
tungsteuer aufgefordert. Bei Ehegatten/ Lebens-
partnern mit gemeinschaftlichen Depots werden 
die Kapitalerträge den Ehegatten/ Lebenspartnern 
jeweils hälftig zugeordnet und hierauf die Kirchen-
steuer je nach Religionsgemeinschaft berechnet. 
Die Abzugsfähigkeit der Kirchensteuer als Sonder-
ausgabe wird bereits beim Steuerabzug mindernd 
berücksichtigt. Auf einen entsprechenden Hinweis 
auf den Solidaritätszuschlag sowie die Kirchensteu-
er wird bei den folgenden Ausführungen jeweils 
verzichtet. 

Die deutsche Abgeltungsteuer entfaltet für Privat-
anleger grundsätzlich abgeltende Wirkung. Soweit 
die Einnahmen der Abgeltungsteuer unterlegen 
haben, entfällt damit die Verpflichtung des Privat-
anlegers, die Einnahmen in seiner Einkommen-
steuererklärung anzugeben. Von der Abgeltungs-
teuer erfasst werden – mit wenigen Ausnahmen – 

Besteuerung der Erträge. 
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alle Einkünfte aus Kapitalvermögen, worunter alle 
laufenden Kapitalerträge, wie z. B. Zinsen und Divi-
denden, sowie auch realisierte Kursgewinne (Ver-
äußerungsgewinne), wie beispielsweise Gewinne 
aus der Veräußerung von Aktien oder Renten, fallen. 

Bei laufenden Erträgen wie z. B. Zinsen und Divi-
denden ist die Abgeltungsteuer anwendbar, wenn 
diese dem Anleger nach dem 31. Dezember 2008 
zufließen. Im Fall von realisierten Gewinnen und 
Verlusten ist die Abgeltungsteuer anwendbar, wenn 
die Wirtschaftsgüter nach dem 31. Dezember 2008 
erworben wurden. Dies gilt sowohl für die von dem 
Fonds erworbenen Wirtschaftsgüter als auch für 
den von dem Anleger erzielten Gewinn oder Verlust 
aus der Veräußerung eines Fondsanteils. Bei Ein-
künften aus Kapitalvermögen, die nicht im Zusam-
menhang mit Fondsanteilen stehen, gelten teilwei-
se abweichende Übergangsregelungen. 

Kann der Anschaffungszeitpunkt von Wirtschaftsgü-
tern nicht eindeutig bestimmt werden, ist die ge-
setzliche Verbrauchsfolgefiktion zu beachten, wo-
nach die als erstes angeschafften Wertpapiere als 
zuerst verkauft gelten. Dies gilt sowohl für die Wirt-
schaftsgüter des Fonds als auch für die von dem 
Anleger gehaltenen Fondsanteile z. B. bei Girosam-
melverwahrung. 

2. Besteuerung der laufenden Erträge  
aus Fonds 

2.1. Ertragsarten und Ertragsverwendung 
Ein Fonds darf gemäß der jeweiligen Anlagepolitik 
sowie der Vertragsbedingungen in unterschiedliche 
Wirtschaftsgüter investieren. Die hieraus erzielten 
Erträge dürfen aufgrund des Transparenzgedankens 
nicht einheitlich z. B. als Dividenden qualifiziert 
werden, sondern sind entsprechend den Regeln des 
deutschen Steuerrechts jeweils getrennt zu erfas-
sen. Ein Fonds kann daher beispielsweise Zinsen, 
zinsähnliche Erträge, Dividenden und Gewinne aus 
der Veräußerung von Wirtschaftsgütern erwirtschaf-
ten. Die Erträge werden dabei nach steuerrechtli-
chen Vorschriften – insbesondere dem Investment-
steuergesetz – ermittelt, sodass sie regelmäßig von 
den tatsächlich ausgeschütteten Beträgen bzw. den 
im Jahresbericht ausgewiesenen Beträgen für Aus-
schüttung und Thesaurierung abweichen. Die steu-

errechtliche Behandlung der Erträge beim Anleger 
hängt sodann von der Ertragsverwendung des 
Fonds ab, d. h. ob der Fonds die Erträge vollständig 
thesauriert oder vollständig bzw. teilweise aus-
schüttet. Die Ertragsverwendung Ihres Fonds ent-
nehmen Sie bitte dem Verkaufsprospekt oder dem 
Jahresbericht. Darüber hinaus ist danach zu diffe-
renzieren, ob die Erträge einem Privatanleger oder 
einem betrieblichen Anleger zuzurechnen sind. 
Sofern vom Fonds eine steuerrechtliche Sub-
stanzausschüttung ausgewiesen wird, ist diese für 
den Anleger nicht steuerbar. Dies bedeutet für ei-
nen bilanzierenden Anleger, dass die Substanzaus-
schüttung in der Handelsbilanz ertragswirksam zu 
vereinnahmen ist, in der Steuerbilanz aufwands-
wirksam ein passiver Ausgleichsposten zu bilden ist 
und damit technisch die historischen Anschaf-
fungskosten steuerneutral gemindert werden. Al-
ternativ können die fortgeführten Anschaffungskos-
ten um den anteiligen Betrag der 
Substanzausschüttung vermindert werden. 

2.2. Ausländische Quellensteuer 
Auf ausländische Erträge werden teilweise Quellen-
steuern in dem jeweiligen Land einbehalten, die auf 
der Ebene des Fonds als Werbungskosten abgezo-
gen werden dürfen. Alternativ kann die Gesellschaft 
die ausländischen Quellensteuern in den Besteue-
rungsgrundlagen ausweisen, sodass sie direkt auf 
Ebene des Anlegers auf die zu zahlende Steuer 
angerechnet werden, oder sie der Anleger von sei-
nen Einkünften abziehen kann. Teilweise investie-
ren Fonds darüber hinaus in Länder, in denen auf 
die Erträge zwar tatsächlich keine Quellensteuer 
einbehalten wird, der Anleger aber gleichwohl eine 
Quellensteuer auf seine persönliche Steuerschuld 
anrechnen kann (fiktive Quellensteuer). In diesen 
Fällen kommt auf Ebene des Anlegers ausschließlich 
die Anrechnung der ausgewiesenen fiktiven Quel-
lensteuer in Betracht. Ein Abzug von fiktiver Quel-
lensteuer von den Einkünften des Anlegers ist unzu-
lässig. 

2.3. Veröffentlichung der  
Besteuerungsgrundlagen 

Die für die Besteuerung des Anlegers maßgeblichen 
Besteuerungsgrundlagen werden von der Gesell-
schaft zusammen mit einer Berufsträgerbescheini-
gung, dass die Angaben nach den Regeln des deut-
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schen Steuerrechts ermittelt wurden, im elektroni-
schen Bundesanzeiger veröffentlicht. 

2.4. Besteuerung im Privatvermögen 
Wann die von dem Fonds erzielten Erträge beim 
Anleger steuerrechtlich zu erfassen sind, hängt von 
der Ertragsverwendung ab. Bei einer Thesaurierung 
hat der Anleger die sog. ausschüttungsgleichen 
Erträge, d. h. bestimmte von dem Fonds nicht zur 
Ausschüttung verwendete Erträge, in dem Kalen-
derjahr zu versteuern, in dem das Geschäftsjahr des 
Fonds endet. Da der Anleger in diesem Fall tatsäch-
lich keine Erträge erhält, diese aber gleichwohl 
versteuern muss, spricht man in diesem Zusam-
menhang von der sog. Zuflussfiktion. Bei einer 
Vollausschüttung sind beim Anleger die ausge-
schütteten Erträge und bei einer Teilausschüttung 
sowohl die ausgeschütteten als auch die ausschüt-
tungsgleichen Erträge grundsätzlich steuerpflichtig. 
In beiden Fällen hat der in Deutschland steuer-
pflichtige Anleger die Erträge im Jahr des Zuflusses 
zu versteuern.  

Sowohl die ausgeschütteten als auch die ausschüt-
tungsgleichen Erträge sind grundsätzlich in vollem 
Umfang steuerpflichtig, es sei denn, die Steuer-
freiheit bestimmter Erträge ist explizit geregelt. Bei 
der Ermittlung der Einkünfte aus Kapitalvermögen 
ist als Werbungskosten ein Sparer-Pauschbetrag in 
Höhe von 801,– Euro (bei Zusammenveranlagung: 
1.602,– Euro) abzuziehen, soweit der Anleger in 
Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig ist. Der 
Abzug von dem Anleger tatsächlich entstandenen 
Werbungskosten (z. B. Depotgebühren) ist in der 
Regel ausgeschlossen. Gewinne aus der Veräuße-
rung von Wertpapieren und Termingeschäften sind 
vom Anleger nur bei Ausschüttung bzw. bei Rück-
gabe der Fondsanteile zu versteuern.  

2.5. Besteuerung im Betriebsvermögen  
Der in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtige 
betriebliche Anleger, der seinen Gewinn durch Ein-
nahme-Überschuss-Rechnung ermittelt, hat die 
ausgeschütteten Erträge sowie die ausschüttungs-
gleichen Erträge zum gleichen Zeitpunkt wie der 
Privatanleger zu versteuern. Im Fall der Gewinner-
mittlung durch Betriebsvermögensvergleich hat der 
Anleger die ausschüttungsgleichen Erträge am 
Geschäftsjahresende des Fonds und die ausge-
schütteten Erträge mit Entstehung des Anspruchs 

zu erfassen. Insoweit finden die allgemeinen Regeln 
des Bilanzsteuerrechts Anwendung.  

Für den betrieblichen Anleger sind sowohl die aus-
geschütteten als auch die ausschüttungsgleichen 
Erträge grundsätzlich in vollem Umfang steuer-
pflichtig, soweit nicht die Steuerfreiheit bestimmter 
Erträge explizit geregelt ist. So sind beispielweise 
Dividendenerträge sowie ausgeschüttete realisierte 
Gewinne aus der Veräußerung von Aktien von dem 
Anleger nur in Höhe von 60 Prozent zu versteuern 
(Teileinkünfteverfahren). Für körperschaftsteuer-
pflichtige Anleger sind z. B. in- und ausländische 
Dividendenerträge, die dem Sondervermögen vor 
dem 1. März 2013 zugeflossen sind, zu 95 Prozent 
steuerfrei. Aufgrund der Neuregelung zur Besteue-
rung von Streubesitzdividenden sind Dividenden, 
die dem Sondervermögen nach dem 28. Februar 
2013 zugeflossen sind, bei körperschaftsteuer-
pflichtigen Anlegern steuerpflichtig. Die ausge-
schütteten realisierten Gewinne aus der Veräuße-
rung von Aktien sind grundsätzlich zu 95 Prozent 
steuerfrei. Dies gilt nicht für derartige Erträge aus 
Fondsanteilen, die insbesondere Kreditinstitute 
ihrem Handelsbestand zuordnen.  

3. Rückgabe von Fondsanteilen  

Steuerrechtlich wird die Rückgabe von Fondsantei-
len wie ein Verkauf behandelt, d. h. der Anleger 
realisiert einen Veräußerungsgewinn oder -verlust.  

3.1. Besteuerung im Privatvermögen  
Gewinne und Verluste aus der Rückgabe von 
Fondsanteilen sind als positive bzw. negative Ein-
künfte aus Kapitalvermögen grundsätzlich steuer-
pflichtig. Die Gewinne und Verluste können mit 
anderen Erträgen aus Kapitalvermögen grund-
sätzlich verrechnet werden. Dies gilt jedoch nicht 
im Hinblick auf Verlustvorträge oder zukünftige Ver-
luste aus der Veräußerung von Aktien, für die ein 
separater Verlustverrechnungstopf zu führen ist.  

Das Verrechnungsverbot gilt auch für Verluste aus 
der Rückgabe von Fondsanteilen oder Veräußerung 
anderer Wertpapiere, die noch unter das alte Recht 
vor Einführung der Abgeltungsteuer fallen.  
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Der so genannte DBA-Gewinn umfasst Erträge und 
Gewinne bzw. Verluste, die aufgrund eines Doppel-
besteuerungsabkommens zwischen dem Quellen-
staat und Deutschland steuerfrei und noch nicht 
ausgeschüttet oder thesauriert worden sind. Der 
Gewinn bzw. Verlust aus der Veräußerung der 
Fondsanteile ist für private Anleger in Höhe des 
besitzzeitanteiligen DBA-Gewinns steuerfrei. Der 
DBA-Gewinn wird von der Gesellschaft als Prozent-
satz des Rücknahmepreises veröffentlicht.  

Der im Rücknahmepreis als enthalten geltende 
Zwischengewinn unterliegt ebenfalls der Besteue-
rung. Dieser setzt sich aus den von dem Fonds 
erwirtschafteten Zinsen und zinsähnlichen Erträgen 
zusammen, die seit dem letzten Ausschüttungs- 
oder Thesaurierungstermin angefallen sind und seit 
diesem Zeitpunkt noch nicht steuerpflichtig ausge-
schüttet oder thesauriert wurden. Der Zwischenge-
winn wird von der Gesellschaft bewertungstäglich 
ermittelt und zusammen mit dem Rücknahmepreis 
veröffentlicht. Außerdem wird er dem Anleger von 
der Verwahrstelle in Deutschland auf der Wertpa-
pierabrechnung mitgeteilt. Der beim Kauf gezahlte 
Zwischengewinn gehört beim Anleger grundsätzlich 
zu den negativen Einnahmen aus Kapitalvermögen, 
die er mit anderen positiven Einkünften aus Kapi-
talvermögen verrechnen kann. Voraussetzung ist, 
dass vom Fonds ein Ertragsausgleich durchgeführt 
wird und sowohl bei der Veröffentlichung des Zwi-
schengewinns als auch im Rahmen der von den 
Berufsträgern zu bescheinigenden Steuerdaten 
hierauf hingewiesen wird. Der bei Rückgabe der 
Fondsanteile vereinnahmte Zwischengewinn zählt 
zu den positiven Einkünften aus Kapitalvermögen. 
Wird der Zwischengewinn nicht veröffentlicht, sind 
jährlich 6 Prozent des Entgelts für die Rückgabe 
oder Veräußerung des Fondsanteils als Zwischen-
gewinn anzusetzen. 

Hedgefonds sind gesetzlich nicht verpflichtet, den 
Zwischengewinn zu ermitteln bzw. zu veröffent-
lichen. Sofern sich die Gesellschaft dazu entschließt, 
darf der Zwischengewinn für Hedgefonds allerdings 
freiwillig ermittelt und veröffentlicht werden.  

Der Veräußerungsgewinn wird für den Anleger 
grundsätzlich von der deutschen Verwahrstelle 
ermittelt. Gewinn oder Verlust ist hierbei der Unter-
schied zwischen dem Veräußerungspreis einerseits 

und den Anschaffungskosten und den Werbungs-
kosten andererseits. Darüber hinaus sind die An-
schaffungskosten sowie der Veräußerungspreis 
jeweils um den Zwischengewinn zu mindern. Der so 
ermittelte Veräußerungsgewinn bzw. -verlust ist 
zusätzlich um die ausschüttungsgleichen Erträge zu 
mindern, um insoweit eine Doppelbesteuerung zu 
vermeiden.  

3.2. Besteuerung im Betriebsvermögen  
Bei einer Rückgabe von Fondsanteilen bildet die 
Differenz zwischen dem Rücknahmepreis und den 
Anschaffungskosten grundsätzlich den steuer-
pflichtigen Veräußerungsgewinn oder Veräuße-
rungsverlust. Der erhaltene Zwischengewinn stellt 
beim betrieblichen Anleger einen unselbständigen 
Teil des Veräußerungserlöses dar.  

Der Aktiengewinn umfasst Dividenden, soweit diese 
bei Zurechnung an den Anleger steuerfrei sind, 
Veräußerungsgewinne und -verluste aus Aktien 
sowie Wertsteigerungen und -minderungen aus 
Aktien, die noch nicht ausgeschüttet oder thesau-
riert worden sind. Der Aktiengewinn wird von der 
Gesellschaft als Prozentsatz des Rücknahmepreises 
veröffentlicht, sodass der Anleger den absoluten 
Aktiengewinn sowohl bei Erwerb als auch bei Rück-
gabe der Fondsanteile durch Multiplikation mit dem 
jeweiligen Rücknahmepreis ermitteln muss. Die 
Differenz zwischen dem absoluten Aktiengewinn 
bei Rückgabe und dem absoluten Aktiengewinn bei 
Erwerb stellt sodann den besitzzeitanteiligen Ak-
tiengewinn dar, durch den der Anleger eine Aussage 
darüber erhält, in welchem Umfang die Wertsteige-
rung bzw. der Wertverlust seiner Fondsanteile auf 
Aktien zurückzuführen ist. Der Gewinn bzw. Verlust 
aus der Veräußerung der Fondsanteile ist für kör-
perschaftsteuerpflichtige Anleger i.H.v. 95 Prozent 
des besitzzeitanteiligen Aktiengewinns, für ein-
kommensteuerpflichtige betriebliche Anleger i.H.v. 
40 Prozent des besitzzeitanteiligen Aktiengewinns 
steuerfrei. Aufgrund der oben erwähnten Gesetzes-
änderung werden seit dem 1. März 2013 zwei Ak-
tiengewinne getrennt für körperschaftsteuerpflich-
tige Anleger und für einkommensteuerpflichtige 
betriebliche Anleger veröffentlicht. 

Der so genannte DBA-Gewinn umfasst Erträge und 
Gewinne bzw. Verluste, die aufgrund eines Doppel-
besteuerungsabkommens zwischen dem Quellen-
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staat und Deutschland steuerfrei und noch nicht 
ausgeschüttet oder thesauriert worden sind. Der 
Gewinn bzw. Verlust aus der Veräußerung der 
Fondsanteile ist für betriebliche Anleger in Höhe 
des besitzzeitanteiligen DBA-Gewinns steuerfrei. 
Der DBA-Gewinn wird von der Gesellschaft in der 
gleichen Form wie der Aktiengewinn getrennt von 
diesem veröffentlicht.  

Der betriebliche Anleger hat die Fondsanteile mit 
den Anschaffungskosten zuzüglich gegebenenfalls 
Anschaffungsnebenkosten zu aktivieren. Der beim 
Kauf gezahlte Zwischengewinn stellt einen unselb-
ständigen Teil der Anschaffungskosten dar. Wenn 
der Fonds während der Haltedauer der Fondsanteile 
Erträge thesauriert, sind die ausschüttungsgleichen 
Erträge außerbilanziell zu erfassen und ein aktiver 
Ausgleichsposten zu bilden. Zum Zeitpunkt der 
Rückgabe der Fondsanteile sind diese erfolgswirk-
sam auszubuchen und der aktive Ausgleichsposten 
ist aufzulösen, um eine doppelte steuerrechtliche 
Erfassung der ausschüttungsgleichen Erträge zu 
vermeiden. Darüber hinaus ist der besitzzeitanteili-
ge Aktiengewinn außerbilanziell zu berücksichtigen.  

Der folgende Absatz betrifft ausschließlich Fonds 
nach deutschem Recht:  

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in der 
Rechtssache STEKO Industriemontage GmbH ent-
schieden, dass die Regelung im Körperschaftsteuer-
gesetz für den Übergang vom körperschaftsteuerli-
chen Anrechnungsverfahren zum 
Halbeinkünfteverfahren in 2001 europarechtswidrig 
ist. Das Verbot für Körperschaften, Gewinnminde-
rungen im Zusammenhang mit Beteiligungen an 
ausländischen Gesellschaften nach § 8b Absatz 3 
KStG steuerwirksam geltend zu machen, galt nach 
§ 34 KStG bereits in 2001, während dies für Gewinn-
minderungen im Zusammenhang mit Beteiligungen 
an inländischen Gesellschaften erst in 2002 galt. 
Dies widerspricht nach Auffassung des EuGH der 
Kapitalverkehrsfreiheit. Der Bundesfinanzhof (BFH) 
hat mit Urteil vom 28. Oktober 2009 (Az. I R 27/08) 
entschieden, dass die Rechtssache STEKO grund-
sätzlich Wirkungen auf die Fondsanlage entfaltet. 
Mit BMF-Schreiben vom 1. Februar 2011 „Anwen-
dung des BFH-Urteils vom 28. Oktober 2009 – I R 
27/08 beim Aktiengewinn („STEKO-
Rechtsprechung“)“ hat die Finanzverwaltung insbe-

sondere dargelegt, unter welchen Voraussetzungen 
nach ihrer Auffassung eine Anpassung eines Akti-
engewinns aufgrund der Rechtssache STEKO mög-
lich ist. Der BFH hat zudem mit den Urteilen vom 25. 
Juni 2014 (I R 33/09) und 30. Juli 2014 (I R 74/12) 
im Nachgang zum Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 17. Dezember 2013 (1 BvL 5/08, 
BGBl I 2014, 255) entschieden, dass Hinzurechnun-
gen von negativen Aktiengewinnen aufgrund des § 
40a KAGG i.d.F. des Steuersenkungsgesetzes vom 
23. Oktober 2000 in den Jahren 2001 und 2002 
nicht zu erfolgen hatten und dass steuerfreie posi-
tive Aktiengewinne nicht mit negativen Aktienge-
winnen zu saldieren waren. Soweit also nicht be-
reits durch die STEKO-Rechtsprechung eine 
Anpassung des Anleger-Aktiengewinns erfolgt ist, 
kann ggf. nach der BFH-Rechtsprechung eine ent-
sprechende Anpassung erfolgen. Die Finanzverwal-
tung hat sich hierzu bislang nicht geäußert. Im 
Hinblick auf mögliche Maßnahmen aufgrund der 
BFH-Rechtsprechung empfehlen wir Anlegern mit 
Anteilen im Betriebsvermögen, einen steuerlichen 
Berater zu konsultieren.  

4. Deutsche Kapitalertragsteuer  

Die inländischen depotführenden Verwahrstellen 
haben grundsätzlich die Kapitalertragsteuer für den 
Anleger einzubehalten und abzuführen. Die Kapi-
talertragsteuer hat für Privatanleger grundsätzlich 
abgeltende Wirkung. Der Anleger hat allerdings ein 
Veranlagungswahlrecht und in bestimmten Fällen 
eine Veranlagungspflicht. Werden die Fondsanteile 
im Betriebsvermögen gehalten, besteht grundsätz-
lich eine Pflicht zur Veranlagung. Wird der betrieb-
liche Anleger mit seinen Erträgen aus Fondsanteilen 
zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer veranlagt, 
ist die gezahlte Kapitalertragsteuer nur eine Steu-
ervorauszahlung ohne abgeltende Wirkung, die der 
Anleger auf seine persönliche Steuerschuld anrech-
nen kann. Hierfür erhält der Anleger von deutschen 
Verwahrstellen eine Steuerbescheinigung, die er im 
Rahmen seiner Veranlagung dem Finanzamt vorle-
gen muss.  

Im Rahmen der Veranlagung ist der Steuersatz bei 
Privatanlegern für Einkünfte aus Kapitalvermögen 
auf 25 Prozent begrenzt. Eine freiwillige Veranla-
gung ist insbesondere Anlegern ohne oder mit 
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einem sehr niedrigen zu versteuernden Einkommen 
zu empfehlen.  

Bei Erteilung einer Nichtveranlagungsbescheini-
gung oder der Vorlage eines gültigen Freistellungs-
auftrags verzichten deutsche Verwahrstellen inso-
weit auf den Einbehalt der Kapitalertragsteuer. 
Weist der Anleger nach, dass er Steuerausländer ist, 
beschränkt sich der Kapitalertragsteuerabzug auf 
Erträge aus deutschen Dividenden.  

Deutsche Verwahrstellen haben für den Steuer-
pflichtigen einen Verlustverrechnungstopf zu füh-
ren, der automatisch in das nächste Jahr übertra-
gen wird. Hierbei sind Verluste aus dem Verkauf von 
Aktien nur mit Gewinnen aus dem Verkauf von Ak-
tien verrechenbar. Gewinne aus der Rückgabe von 
Fondsanteilen sind steuerrechtlich keine Gewinne 
aus Aktien.  

Kapitalertragsteuer wird nur insoweit einbehalten, 
als die positiven Einkünfte die (vorgetragenen) 
negativen Einkünfte sowie evtl. Freistellungsaufträ-
ge übersteigen. Der in Deutschland unbeschränkt 
steuerpflichtige Anleger darf seinen Banken ins-
gesamt Freistellungsaufträge bis zu einem Gesamt-
betrag von 801,– Euro (bei Zusammenveranlagung: 
1.602,– Euro) erteilen.  

Freistellungsauftrag, Nichtveranlagungsbescheini-
gung bzw. der Nachweis der Ausländereigenschaft 
müssen der Verwahrstelle rechtzeitig vorliegen. 
Rechtzeitig ist im Falle der Thesaurierung vor dem 
Geschäftsjahresende des Fonds, bei ausschütten-
den Fonds vor der Ausschüttung und bei der Rück-
gabe von Fondsanteilen vor der Transaktion.  

Werden die Fondsanteile nicht in einem deutschen 
Depot verwahrt und die Ertragsscheine einer deut-
schen Zahlstelle vorgelegt, können Freistellungs-
auftrag sowie Nichtveranlagungsbescheinigung 
nicht berücksichtigt werden.  

Ausländische Anleger können bei verspätetem 
Nachweis der Ausländereigenschaft die Erstattung 
des Steuerabzugs grundsätzlich entsprechend der 
Abgabenordnung (§ 37 Abs. 2 AO) beantragen. Zu-
ständig ist das für die depotführende Stelle zustän-
dige Finanzamt. Eine Erstattung des Steuerabzugs 
auf deutsche Dividenden ist nur im Rahmen des 

einschlägigen Doppelbesteuerungsabkommens 
zwischen ihrem Ansässigkeitsstaat und Deutsch-
land möglich. Für die Erstattung ist das Bundes-
zentralamt für Steuern zuständig.  

Soweit der Fonds gezahlte oder fiktiv anrechenbare 
ausländische Quellensteuern ausweist, werden 
diese grundsätzlich beim Steuerabzug steuermin-
dernd berücksichtigt. Ist eine steuerrechtliche Be-
rücksichtigung ausgewiesener anrechenbarer Quel-
lensteuern ausnahmsweise nicht möglich, werden 
sie in einem „Quellensteuertopf” vorgetragen.  

4.1. Deutsche Fonds  
Deutsche depotführende Stellen haben sowohl bei 
Ausschüttung als auch bei Thesaurierung grund-
sätzlich Kapitalertragsteuer einzubehalten und 
abzuführen. 

Werden die Fondsanteile bei einer deutschen Ver-
wahrstelle verwahrt, hat die Verwahrstelle bei Rück-
gabe der Fondsanteile darüber hinaus Kapitaler-
tragsteuer auf den Zwischengewinn einzubehalten. 
Bei Rückgabe von Fondsanteilen, die nach dem 
31. Dezember 2008 angeschafft wurden, wird dar-
über hinaus Kapitalertragsteuer auf den Gewinn aus 
der Veräußerung der Fondsanteile einbehalten.  

4.2. Ausländische Fonds  
Ausländische Gesellschaften führen keine Kapitaler-
tragsteuer an das deutsche Finanzamt ab. Bei aus-
schüttenden bzw. teilausschüttenden Fonds behält 
jedoch die deutsche Verwahrstelle die Kapitaler-
tragsteuer auf ausgeschüttete Erträge ein.  

Werden die Fondsanteile bei einer deutschen Ver-
wahrstelle zurückgegeben, hat diese darüber hin-
aus Kapitalertragsteuer auf den Zwischengewinn 
einzubehalten und abzuführen. Bei Rückgabe von 
Fondsanteilen, die nach dem 31. Dezember 2008 
angeschafft wurden, wird darüber hinaus Kapitaler-
tragsteuer auf den Gewinn aus der Veräußerung der 
Fondsanteile einbehalten. 

Zusätzlich hat die deutsche Verwahrstelle Kapi-
talertragsteuer auf die Summe der dem Anleger 
nach dem 31. Dezember 1993 als zugeflossen 
geltenden und noch nicht der deutschen Kapital-
ertragsteuer unterlegenen Erträge einzubehalten 
und abzuführen. Wurden die Fondsanteile seit 



 

25 

Erwerb ununterbrochen bei ein und derselben 
deutschen Verwahrstelle verwahrt, bilden nur die 
besitzzeitanteiligen akkumulierten ausschüt-
tungsgleichen Erträge die Bemessungsgrundlage 
für die Kapitalertragsteuer. Die akkumulierten 
ausschüttungsgleichen Erträge werden von der 
Gesellschaft ermittelt und bewertungstäglich 
zusammen mit dem Rücknahmepreis veröffent-
licht.  

5. EU-Zinsrichtlinie  
(Zinsinformationsverordnung)  

Bestimmte Zinsen und zinsähnliche Erträge, die 
einer in Deutschland unbeschränkt steuerpflich-
tigen natürlichen Person im europäischen Aus-
land ausgezahlt oder gutgeschrieben werden, hat 
die ausländische Verwahrstelle/Zahlstelle an die 
deutschen Finanzbehörden zu melden. Öster-
reich sowie die angeschlossenen Drittstaaten 
erheben anstelle der Meldung eine Quellensteuer. 
Über die Höhe der einbehaltenen Quellensteuer 
erhält der Anleger eine Steuerbescheinigung. Die 
Quellensteuer wird auf die deutsche Einkom-
mensteuer angerechnet oder, sofern die Quellen-
steuer die zu zahlende Einkommensteuer über-
steigt, im Rahmen der 
Einkommensteuerveranlagung erstattet. Der 
Anleger hat die Möglichkeit, sich vom Steuerab-
zug befreien zu lassen, indem er gegenüber der 
Verwahrstelle eine Ermächtigung zur freiwilligen 
Offenlegung abgibt, die es dem Institut gestattet, 
auf den Steuerabzug zu verzichten und stattdes-
sen die Erträge an die deutschen Finanzbehörden 
zu melden.  

Deutsche Zahlstellen sind ihrerseits verpflichtet, 
entsprechende Zahlungen von Zins- und zinsähnli-
chen Erträgen an ausländische natürliche Personen 
über das Bundeszentralamt für Steuern an das 
ausländische Wohnsitzfinanzamt weiterzuleiten.  

Eine Meldung erfolgt bei Rückgabe oder Veräuße-
rung der Fondsanteile, soweit der Anteil der Zinsen 
und zinsähnlichen Erträge 25 Prozent des Rück-
nahmepreises überschreitet. Eine Meldung der 
ausgeschütteten Zinsen und Zinserträge an das 
Wohnsitzfinanzamt erfolgt nicht, wenn der Fonds zu 
nicht mehr als 15 Prozent aus Anlagen besteht, die 

zu Zinsen und zinsähnlichen Erträgen im Sinne der 
Zinsinformationsverordnung führen. Ob Ihr Fonds 
hiervon betroffen ist, entnehmen Sie bitte dem 
Jahresbericht.  

6. Rechtliche Hinweise  

Diese steuerlichen Hinweise sollen einen Überblick 
über die steuerlichen Folgen der Fondsanlage ver-
mitteln. Sie können nicht alle steuerlichen Aspekte 
behandeln, die sich aus der individuellen Situation 
des Anlegers ergeben können. Interessierten Anle-
gern empfehlen wir, sich durch einen Angehörigen 
der steuerberatenden Berufe über die steuerlichen 
Folgen des Fondsinvestments beraten zu lassen.  

Die steuerlichen Ausführungen basieren auf der 
derzeit bekannten Rechtslage. Es kann keine Ge-
währ dafür übernommen werden, dass sich die 
steuerrechtliche Beurteilung durch Gesetzgebung, 
Rechtsprechung oder Erlasse der Finanzverwaltung 
nicht ändert. Solche Änderungen können auch 
rückwirkend eingeführt werden und die oben be-
schriebenen steuerrechtlichen Folgen nachteilig 
beeinflussen.  

7. Änderung durch das Bilanzrechtsmoderni-
sierungsgesetz (BilMoG): Spezielle  
Anhangangaben für Fonds (§ 285 Nr. 26 HGB; 
§ 314 Absatz 1 Nr. 18 HGB)  

Anleger, die nach dem Handelsgesetzbuch (HGB) 
dazu verpflichtet sind den Jahresabschluss um 
einen Anhang zu erweitern und die zu mehr als 
10 Prozent am Fondskapital von in- und ausländi-
schen Spezial- und Publikumsfonds beteiligt sind, 
müssen nach dem BilMoG ergänzende Angaben zu 
den Fonds im Anhang offen legen.  

Das BilMoG ist grundsätzlich für Geschäftsjahre 
anwendbar, die nach dem 31. Dezember 2009 be-
ginnen. Das BilMoG sieht die folgenden zusätz-
lichen Angaben im Anhang (§ 285 Nr. 26 HGB) und 
Konzernanhang (§ 314 Absatz 1 Nr. 18 HGB) vor: 

– Klassifizierung des Fonds nach Anlagezielen, z. B. 
Aktienfonds, Rentenfonds, Immobilienfonds, 
Mischfonds, Hedgefonds oder Sonstiger Fonds  
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– Marktwert / Anteilwert nach §§ 168, 278 KAGB 
oder § 36 InvG in der bis zum 21. Juli 2013 gel-
tenden Fassung  

– Differenz zwischen Marktwert und Buchwert  

– (Ertrags-)Ausschüttungen des Geschäftsjahres  

– Beschränkungen des Rechts zur täglichen Rück-
gabe  

– Gründe für das Unterlassen von Abschreibungen 
gemäß § 253 Absatz 3 Satz 4 HGB  

– Anhaltspunkte für eine voraussichtlich nicht  
dauerhafte Wertminderung  

Bitte wenden Sie sich für individuelle und weiter-
führende Informationen persönlich an Ihren Ab-
schlussprüfer.  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

27 

Besteuerung der Erträge 

Deka Investment GmbH     Sparkasse Hanau Grimmfonds 

  ISIN   DE000DK2J6F2 
  WKN   DK2J6F 
        
  Besteuerungsgrundlagen für den Zeitraum von / bis    1. April 2015 bis 31. März 2016 
  Thesaurierung per   31. März 2016 

      
Privat- 
vermögen 

Betriebs- 
vermögen 

        EStG KStG 
  Ausschüttung 1) EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Ausschüttung nach Investmentsteuergesetz 2) EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a, aa In der Ausschüttung enthaltene ausschüttungsgleiche Erträge aus Vorjahren  EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a, bb In der Ausschüttung enthaltene Substanzbeträge  EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
         
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1b Ausgeschüttete Erträge 3) EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  Thesaurierung netto 4) EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. 
Nr. 1a und b Thesaurierung brutto (Betrag der ausschüttungsgleichen Erträge) 5) EUR je Anteil 0,0008 0,0008 0,0008
         
  Zinsen und sonstige Erträge  EUR je Anteil 0,0008 0,0008 0,0008
  Dividenden nach § 8b Abs. 1 KStG bzw. § 3 Nr. 40 EStG  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  Dividenden nicht nach § 8b Abs. 1 KStG (Streubesitzdividende)  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  Ausländische DBA befreite Einkünfte  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  Veräußerungsgewinne nach § 8b KStG bzw. § 3 Nr. 40 EStG  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  Sonstige Veräußerungsgewinne  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  Summe Erträge  EUR je Anteil 0,0008 0,0008 0,0008
         
  Im Betrag der ausgeschütteten bzw. ausschüttungsgleichen Erträge enthalten:       
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, aa Erträge i. S. d. § 2 Abs. 2 Satz 1 InvStG i. V. m. § 3 Nr. 40  

EStG oder im Fall des § 16 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG (Bruttoertrag Dividenden)  EUR je Anteil -,-- 0,0000 -,--
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, bb Veräußerungsgewinne i. S. d. § 2 Abs. 2 Satz 2 InvStG i. V. m. § 8 Abs. 2 KStG  

oder § 3 Nr. 40 EStG  EUR je Anteil -,-- 0,0000 0,0000
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, cc Erträge i. S. d. § 2 Abs. 2a InvStG (Zinsanteil i. S. d. § 4h EStG)  EUR je Anteil -,-- 0,0000 0,0000
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, dd Steuerfreie Veräußerungsgewinne i. S. d. § 2 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 InvStG in der am  

31.12.2008 anzuwendenden Fassung  EUR je Anteil 0,0000 -,-- -,--
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, ee Erträge i. S. d. § 2 Abs. 3 Nr. 1 Satz 2 InvStG in der am 31.12.2008 anzuwendenden  

Fassung, soweit die Erträge nicht Kapitalerträge i. S. d. § 20 EStG sind  EUR je Anteil 0,0000 -,-- -,--
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, ff Steuerfreie Veräußerungsgewinne i. S. d. § 2 Abs. 3 InvStG in der ab dem 01.01.2009  

anzuwendenden Fassung  EUR je Anteil 0,0000 -,-- -,--
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, gg Ausländische DBA befreite Einkünfte i. S. d. § 4 Abs. 1 InvStG  EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, hh in Doppelbuchstabe gg enthaltene Einkünfte, die nicht dem Progressionsvorbehalt  

unterliegen  EUR je Anteil 0,0000 0,0000 -,--
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, ii Einkünfte i. S. d. § 4 Abs. 2 InvStG, für die kein Abzug nach Abs. 4 vorgenommen  

wurde (ausländische Einkünfte mit anrechenbarer bzw. fiktiv anrechenbarer  
Quellensteuer)  EUR je Anteil 0,0008 0,0008 0,0008

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, jj in Doppelbuchstabe ii enthaltene Einkünfte, auf die § 2 Abs. 2 InvStG i. V. m.  
§ 8b Abs. 2 KStG oder § 3 Nr. 40 EStG oder im Fall des § 16 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 1 
KStG anzuwenden ist   EUR je Anteil -,-- 0,0000 -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, kk in Doppelbuchstabe ii enthaltene Einkünfte mit Anrechnung fiktiver Quellensteuer  EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, ll in Doppelbuchstabe kk enthaltene Einkünfte, auf die § 2 Abs. 2 InvStG i. V. m.  

§ 8b Abs. 2 KStG oder § 3 Nr. 40 EStG oder im Fall des § 16 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 1 
KStG anzuwenden ist   EUR je Anteil -,-- 0,0000 -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, mm Erträge i. S. d. § 21 Abs. 22 Satz 4 InvStG i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG  EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, nn in Doppelbuchstabe ii enthaltene Einkünfte i. S. d. § 21 Abs. 22 Satz 4 dieses Gesetzes, 

auf die § 2 Abs. 2 dieses Gesetzes in der am 20. März 2013 geltenden Fassung i. V. m.  
§ 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist  EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c, oo in Doppelbuchstabe kk enthaltene Einkünfte i. S. d. § 21 Abs. 22 Satz 4 dieses 
Gesetzes, auf die § 2 Abs. 2 dieses Gesetzes in der am 20. März 2013 geltenden 
Fassung i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist  EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1d den zur Anrechnung von Kapitalertragsteuer berechtigenden Teil der Ausschüttung  
bzw. ausschüttungsgleichen Erträge       

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1d, aa im Sinne von § 7 Abs. 1 und 2 InvStG 6) EUR je Anteil 0,0008 0,0008 0,0008
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1d, bb im Sinne von § 7 Abs. 3 InvStG 6) EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1d, cc in Doppelbuchstabe aa enthaltene Erträge im Sinne von § 7 Abs. 1 Satz 4 6) EUR je Anteil -,-- 0,0008 0,0008
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f Betrag der ausländischen Steuer, der auf die in den ausgeschütteten Erträgen  

enthaltenen Einkünfte i. S. d. § 4 Abs. 2 InvStG entfällt und        
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, aa nach § 4 Abs. 2 InvStG i. V. m. § 32d Abs. 5 oder § 34c Abs. 1 EStG oder einem  

Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung anrechenbar ist, wenn kein 
Abzug nach § 4 Abs. 4 InvStG vorgenommen wurde 7) EUR je Anteil 0,0002 0,0009 0,0009

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, bb in Doppelbuchstabe aa enthalten ist und auf Einkünfte entfällt, auf die § 2 Abs. 2  
InvStG i. V. m. § 8b Abs. 2 KStG oder § 3 Nr. 40 EStG oder im Fall des § 16 InvStG i. V. m. 
§ 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- 0,0000 -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, cc nach § 4 Abs. 2 InvStG i. V. m. § 34c Abs. 3 EStG abziehbar, wenn kein Abzug nach  
§ 4 Abs. 4 InvStG vorgenommen wurde 7) EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

Besteuerung der Erträge 
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Besteuerung der Erträge 

Deka Investment GmbH     Sparkasse Hanau Grimmfonds 

  ISIN   DE000DK2J6F2 
  WKN   DK2J6F 
        
  Besteuerungsgrundlagen für den Zeitraum von / bis    1. April 2015 bis 31. März 2016 
  Thesaurierung per   31. März 2016 

      
Privat- 
vermögen 

Betriebs- 
vermögen 

        EStG KStG 
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, dd in Doppelbuchstabe cc enthalten ist und auf Einkünfte entfällt, auf die § 2 Abs. 2  

InvStG i. V. m. § 8b Abs. 2 KStG oder § 3 Nr. 40 EStG oder im Fall des § 16 InvStG i. V. m. 
§ 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- 0,0000 -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, ee nach einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung als gezahlt gilt und  
nach § 4 Abs. 2 i. V. m. diesem Abkommen anrechenbar ist 7) 8) EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, ff in Doppelbuchstabe ee enthalten ist und auf Einkünfte entfällt, auf die § 2 Abs. 2  
InvStG i. V. m. § 8b Abs. 2 KStG oder § 3 Nr. 40 EStG oder im Fall des § 16 InvStG i. V. m. 
§ 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- 0,0000 -,--

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, gg in Doppelbuchstabe aa enthalten ist und auf Einkünfte i. S. d. § 21 Abs. 22 Satz 4 
dieses Gesetzes entfällt, auf die § 2 Abs. 2 dieses Gesetzes in der am 20. März 2013 
geltenden Fassung i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, hh in Doppelbuchstabe cc enthalten ist und auf Einkünfte i. S. d. § 21 Abs. 22 Satz 4 
dieses Gesetzes entfällt, auf die § 2 Abs. 2 dieses Gesetzes in der am 20. März 2013 
geltenden Fassung i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f, ii in Doppelbuchstabe ee enthalten ist und auf Einkünfte i. S. d. § 21 Abs. 22 Satz 4 
dieses Gesetzes entfällt, auf die § 2 Abs. 2 dieses Gesetzes in der am 20. März 2013 
geltenden Fassung i. V. m. § 8b Abs. 1 KStG anzuwenden ist 7) EUR je Anteil -,-- -,-- 0,0000

InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1g Absetzung für Abnutzung oder Substanzverringerung  EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
InvStG § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1h Im Geschäftsjahr gezahlte Quellensteuer, vermindert um die erstattete Quellensteuer 

des Geschäftsjahres oder früherer Geschäftsjahre  EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
  Betrag der nichtabziehbaren Werbungskosten i. S. d. § 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 InvStG  

i. d. F. vom 26. Juni 2013  EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
  davon nichtabziehbare Werbungskosten auf Zinsen und sonstige Erträge  EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
  davon nichtabziehbare Werbungskosten auf Dividenden nach § 8b KStG bzw. § 3 Nr.  

40 EStG  EUR je Anteil 0,0000 0,0000 0,0000
  Sonstige Hinweise       
  In den steuerpflichtigen Erträgen enthaltene Zielfondserträge, die ausschließlich  

steuerlich zu berücksichtigen sind (Thesaurierungen und Zwischengewinne)  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  davon ausländische DBA befreite Einkünfte  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  davon Zinsen und sonstige Erträge  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  davon Dividenden nach § 8b KStG bzw. § 3 Nr. 40 EStG  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  Erstattete Quellensteuerrückvergütungen aus Vorjahren für Zinsen  

und sonstige Erträge  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  Erstattete Quellensteuerrückvergütungen aus Vorjahren für Dividenden  

nach § 8b KStG bzw. § 3 Nr. 40 EStG  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  Tatsächlich abgezogene ausländische Quellensteuer auf Zinsen  

und sonstige Erträge  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--
  Tatsächlich abgezogene ausländische Quellensteuer auf Dividenden  

nach § 8b KStG bzw. § 3 Nr. 40 EStG  EUR je Anteil -,-- -,-- -,--

 
1)  Betrag, der dem Anleger tatsächlich gezahlt oder gutgeschrieben wird, einschließlich Kapitalertragsteuer nach § 7 Abs. 3 InvStG.     
2) Betrag, der dem Anleger tatsächlich gezahlt oder gutgeschrieben wird, einschließlich Kapitalertragsteuer nach § 7 Abs. 3 InvStG, jedoch vor Abzug der ausländischen    

Quellensteuer.     
3) Enthalten sind: Steuerbare Erträge vor Abzug der im Ausland einbehaltenen Quellensteuer. Ausschüttungsgleiche Erträge aus Vorjahren und Substanzbeträge sind nicht 

enthalten.     
4) Netto-Betrag der ausschüttungsgleichen Erträge, die dem Anleger als steuerbar zugeordnet werden, obwohl sie nicht ausgeschüttet werden. Kapitalertragsteuern, 

Solidaritätszuschlag, Zielfondserträge, die ausschließlich steuerlich zu berücksichtigen sind und steuerlich nicht abzugsfähige Werbungskosten sind hier abgezogen.     
5) Brutto-Betrag der ausschüttungsgleichen Erträge, die dem Anleger als steuerbar zugeordnet werden, obwohl sie nicht ausgeschüttet werden. Kapitalertragsteuern,  

Solidaritätszuschlag und ausländische Quellensteuern sind hier nicht abgezogen.     
6) Sämtliche Angaben erfolgen ohne Berücksichtigung der individuellen steuerlichen Situation des Anlegers. Bei Depotverwahrung und rechtzeitiger Vorlage einer NV-

Bescheinigung des Finanzamtes oder eines Freistellungsauftrages erfolgt unter bestimmten Voraussetzungen entweder kein Einbehalt von den Steuerabzugsbeträgen 
oder eine ggf. teilweise Erstattung bereits einbehaltener Steuer. Für die Anrechnung im Rahmen der Steuererklärung sind deshalb die Angaben in der 
Steuerbescheinigung maßgeblich.     

7) Die Anrechnung erfolgt gemäß § 34c EStG bzw. § 26 KStG auf den Teil der deutschen Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer, der auf die ausländischen Einkünfte entfällt.     
8) Nicht in den Werten gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 f, aa enthalten.     
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Verwaltungsgesellschaft 

Deka Investment GmbH  
Mainzer Landstraße 16 
60325 Frankfurt 

Rechtsform 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung  

Sitz  
Frankfurt am Main 

Gründungsdatum 
17. Mai 1995; die Gesellschaft übernahm  
das Investmentgeschäft der am 17. August 1956 
gegründeten Deka Deutsche Kapitalanlage-
gesellschaft mbH.  

Eigenkapitalangaben 
gezeichnetes und  
eingezahltes Kapital: EUR 10,2 Mio.  
Eigenmittel: EUR 93,2 Mio. 
(Stand: 31. Dezember 2015)  

Alleingesellschafterin  
DekaBank 
Deutsche Girozentrale 
Mainzer Landstraße 16 
60325 Frankfurt  

Aufsichtsrat 

Vorsitzender 
Michael M. Rüdiger 

Vorsitzender des Vorstandes der  
DekaBank Deutsche Girozentrale,  
Frankfurt am Main; 

Vorsitzender des Aufsichtsrates der  
Landesbank Berlin Investment GmbH, Berlin; 

Mitglied des Aufsichtsrates der  
Deka Immobilien GmbH,  
Frankfurt am Main; 

Mitglied des  
Verwaltungsrates der DekaBank  
Deutsche Girozentrale Luxembourg S.A.,  
Luxemburg 

Stellvertretende Vorsitzende 
Manuela Better 

Mitglied des Vorstandes der  
DekaBank Deutsche Girozentrale,  
Frankfurt am Main; 

Mitglied des  
Verwaltungsrates der DekaBank  
Deutsche Girozentrale Luxembourg S.A.,  
Luxemburg  

Stellvertretende Vorsitzende des  
Aufsichtsrates der  
Deka Immobilien GmbH,  
Frankfurt am Main 

und der 

Landesbank Berlin Investment GmbH, Berlin 

und der  

Deka Immobilien Investment GmbH,  
Frankfurt am Main 

und der 

WestInvest Gesellschaft für Investmentfonds mbH, 
Düsseldorf 

Mitglieder 
Daniel Kapffer 
Leiter Interne Dienste Wertpapierfonds & Kapital-
marktgeschäft der DekaBank  
Deutsche Girozentrale,  
Frankfurt am Main 

Stefan Keitel 
Generalbevollmächtigter der DekaBank Deutsche 
Girozentrale, 
Frankfurt am Main 

Martin K. Müller 
Mitglied des Vorstandes der DekaBank Deutsche 
Girozentrale,  
Frankfurt am Main 

Heinz-Jürgen Schäfer 
Offenbach 

(Stand 4. März 2016)

Ihre Partner in der Sparkassen-Finanzgruppe 
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Geschäftsführung 

Victor Moftakhar (Vorsitzender) 

Frank Hagenstein  

Dr. Ulrich Neugebauer 

Thomas Ketter 
Stellvertretender Vorsitzender des  
Verwaltungsrates der  
Deka International S.A., Luxemburg, 

und der 

International Fund Management S.A., Luxemburg, 

und der 

Dealis Fund Operations S.A., Luxemburg  

Thomas Schneider 

(Stand: 31. Januar 2016) 

Abschlussprüfer der Gesellschaft  
und der von ihr verwalteten Sondervermögen 

KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
The Squaire 
Am Flughafen 
60549 Frankfurt am Main 

 

 
Die vorstehenden Angaben werden  
in den Jahres- und Halbjahresberichten jeweils 
aktualisiert. 
 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

Deka Investment GmbH 
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60040 Frankfurt 
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